
Mai 2020 - 31. Jahrgang 2020

Herausgeber: Berliner Behindertenverband e. V.  „Für Selbstbestimmung und Würde“ Erscheint in Berlin und ausgewählten Orten in Deutschland

www.berliner-behindertenzeitung.de

Jahres-Abonnement: 15 Euro

Das meinen wir!

Barrierefreie
Information

Nachrichten
kompakt

Corona Wir helfen uns - Unterstütz- 
ung durch Paritätische Mitgliedsor-
ganisationen.

Seite 2

Auszeichnung UN-BRK-Ballons: 
Bündnis ehrt die Monitoring-Stelle 
für ihre Arbeit.

Seite 4 und 5

Nachgefragt Was denken Politiker 
und Behindertenvertreter trotz Ab-
sage der 5. Mai-Demo.

Seite 8 und 9

Corona Thema Triage: Brief an 
Bundestagspräsident Wolfgang 
Schäuble.

Seite 13

Trauer You can´t allways get what 
you want - Ein (etwas anderer) 
Nachruf.

Seite 14

Von Gerd Miedthank

Die Deutsche Gebärdenspra-
che ist mit Einführung des 
Behindertengleichstellungs-
gesetzes und den Landes-
gleichstellungsgesetzen in 
den Bundesländern deutsche 
Amtssprache. Die Barriere-
freie-Informationstechnik-Ver-
ordnung zur Umsetzung der 
EU-Richtlinie 2016/2102 über 
den barrierefreien Zugang zu 
den Webseiten und mobilen 
Anwendungen öffentlicher 
Stellen und durch diverse Ar-
tikel der UN-BRK verpflichten 
Bundes- und Landesbehörden, 
die Zugänglichkeit zu gesund-
heitlich relevanten Informati-
onen in Deutscher Gebärden-
sprache, der Untertitelung und 
in „Leichte Sprache“ sicherzu-
stellen.

Doch erst am 17. März in-
formierte das Robert-Koch-In-
stitut über den Stand der 
Epidemie erstmalig öffentlich 
mit einer Gebärdensprachdol-
metscherin.  Die Ansprache 
der Bundeskanzlerin vom 18. 
März erfolgte ohne Gebär-
densprachdolmetschung und 
wurde erst später als barrie-
refreie Information in „Leichte 
Sprache“ und mit Gebärden-
sprachdolmetscherin online 
gestellt. 

Warum haben wir eine 
Bundesfachstelle für Barriere-
freiheit unter der Fachaufsicht 
des Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales entspre-
chend einem Beschlusses des 
Deutschen Bundestages 2016 
eingesetzt, wenn die Behör-
den, Ministerien und einige 
Landesregierungen Menschen 
mit Behinderungen wichtige 
Informationen zur Corona- 
Epidemie bewusst zeitweise 
vorenthalten?

Momo (8 Jahre) und Os-
kar (10 Jahre) sind unsere 
Helden. Sie und ihre Eltern 
machten es möglich, dass 
Sie die April- und auch diese 
Mai-Ausgabe in den Händen 
halten. 

Der Reihe nach: Anfänglich 
lief die Herstellung der letz-
ten April-Ausgabe der Berliner 
Behindertenzeitung (BBZ) 
noch einigermaßen normal. 
Zwar waren die Mitarbeiter 
des Berliner Behindertenver-
bands und der BBZ vorsorg-
lich bereits im Home-Office, 
doch Texte konnten trotzdem 
redigiert und von unserem 
Grafiker, Jasper Dombrowski, 
gestaltet werden. Pünktlich 
ging die Zeitung an die Dru-
ckerei. Dann kam der Hammer: 

Am 23. März gab es den Shut-
down. Die Bundesregierung 
erlies ein Versammlungsverbot 
nachdem sich mehr als zwei 
Personen nicht mehr treffen 
durften. Zwar wurden die ge-
druckten BBZ-Exemplare von 
der Druckerei noch angeliefert, 
doch das Versandteam konn-
te sich wegen dem Verbots ja 
nicht mehr treffen. Seit vielen, 
vielen Jahren treffen sich re-
gelmäßig BBZ-Helfer, die an 
zwei Tagen die BBZ eintüten 
und mit Adressaufklebern 
etikettieren. Das Verbot sah 
aber auch Ausnahmen vor. 
Ausgenommen sind Familien 
und Personen, die in einem 
Haushalt leben. Dies brachte 
die Familie rund um unseren 
Grafiker Jasper Dombrows-
ki auf ein geniale Idee: Dann 
stemmt den BBZ-Versand 
eben die Familie. Dazu zählen 

die Cousine Momo und der 
Cousin Oskar, die seit Mitte 
März sowieso schulfrei hatten 
und sich mächtig ins Zeug  
legten. Gemeinsam mit dem 
Rest der Familie, also Mutter 
Claudia Doege, Vater Merlin 
Doege und Anja Dombrowski 
wurde an zwei Tagen eingetü-
tet. 

Damit nicht genug, denn 
selbst mit einem Bollerwagen, 
voll beladen mit BBZ-Ausga-
ben, liefen Momo und Oskar 
durch Alt-Mariendorf und 
verteilten die BBZ. Weitere Bil-
der der Aktion finden sie auf 
unserer Internetseite. Erstaunt 
hat auch die Begründung, 
weshalb die Familie die Akti-
on starteten: „Gerade jetzt, in 
einer Zeit der häuslichen Isola-
tion freuen sich die Menschen, 
wenn sie unsere BBZ erhalten“, 
so Jasper. 

Finanzieller Schaden

Dennoch entstand ein 
wirtschaftlicher Schaden. 
Normalerweise wird die BBZ 
auch in Nachbarschaftshäu-
sern, Beratungsstellen oder 
in Bürgerämtern ausge-
legt. Diese Stellen erhalten  
25er oder gar 50er  
Pakete. An geschlossene Aus- 
legestellen zu versenden, 
macht natürlich keinen 
Sinn. Daher wurde ein neu-
er Versandverteiler gestrickt. 
Statt an geschlossene Aus-
legestellen zu versenden,  
wurde die BBZ dorthin ge-
schickt, wo die Zielgrup-
pe wohnt. Die Portokosten 
stiegen daher enorm, weil 
der kostengünstige Versand 
größerer BBZ-Pakete entfiel.  
Corona fordert auch bei uns 
seinen finanziellen Tribut.

Forderung nach
Kommunikationskoffer
Der Gehörlosenverband Mün-
chen und Umland fordert die 
Einführung eines Kommuni-
kationskoffer für kurzfristige, 
nicht planbare Gespräche bei 
medizinischen Angelegenhei-
ten einzuführen.

BTHG in Bremen
(Kobinet) Am 1. Januar trat die 
3. Stufe des BTHG in Kraft. Seit-
her warten allein in Bremen 
noch hunderte behinderte 
Menschen auf ihre Unterstüt-
zung bzw. die entsprechenden 
Bescheide. Selbst Anträge auf 
Existenzsicherung für ihren Le-
bensunterhalt fallen darunter.

BODYS-Stellungnahme
(Kobinet) Das Bochumer Zen-
trum für Disability Studies 
(BODYS) ist besorgt, dass Men-
schenrechte, zumal Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, 
in diesen hektischen Zeiten 
des medizinischen Krisenma-
nagements aus dem Blickfeld 
geraten. Mit einer Stellungnah-
me beteiligt sich BODYS (www.
bodys-wissen.de) am aktuellen 
Diskurs über Empfehlungen 
für die Zuteilung von Ressour-
cen in der Notfall- und der In-
tensivmedizin im Kontext der 
COVID-19-Pandemie.

Mensch ist Mensch
AbilityWatch hat sich dem 
Thema Triage (Aussortierung) 
in einem Video mit dem Titel 
„Mensch ist Mensch“ ange-
nommen. AbilityWatch fordert 
zu Recht, die Rücknahme des 
Papiers der „Deutschen Inter-
disziplinäre Vereinigung für 
Intensiv- und Notfallmedizin“ 
(Divi), ein Zusammenschluss 
aus sieben medizinischen 
Fachgesellschaften, die in ei-
nem sogenannten Leitfaden 
festgelegt hat, wer lebens-
rettende Behandlungen bei 
Ressourcenknappheit in den 
Krankenhäusern erhalten soll. 
Video und Infos zum Thema 
Triage finden sich unter ability-
watch.de.

Wie eine Familie den BBZ-
Versand rettete

Corona und seine Folgen

Von Dominik Peter

Cooperative Mensch
Mittendrin

Seit über 60 Jahren engagieren wir uns für Menschen mit Behinderungen.  
Als Genossenschaft sind wir Trägerin von Einrichtungen und Diensten,  
die eine umfassende Betreuung und vielseitige Förderung anbieten: 

•  Gemeinschaftliches Wohnen
•  Wohngemeinschaften
•  Betreutes Einzelwohnen

•  Intensivfördergruppe für Kinder mit hohem Hilfebedarf
•  Tagesförderstätten
•  Integrations-Kindertagesstätten
•  Kinder- und Jugendambulanzen / Sozialpädiatrische Zentren
•  Beratungsstelle für Unterstützte Kommunikation

•  Neue Kollegen (m/w/d) gesucht!

Weitere Auskünfte geben wir Ihnen gern in einem persönlichen Gespräch. 

Mittendrin – im Mittelpunkt der Mensch

Spendenkonto: 
IBAN DE38 1002 0500 0003 3414 14 
BIC BFSWDE33BER 
   

Cooperative Mensch eG 
Kurfürstenstraße 75, 10787 Berlin  
Telefon (030) 225 00 - 0
post@co-mensch.de 
www.cooperative-mensch.de

gegründet als Spastikerhilfe Berlin eG
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 Unser geniales Versandteam in Corona-Zeiten (oben beginnend, v.l.n.r.): Claudia Doege, Oskar Doge, Jasper Dombrowski (Grafiker der BBZ), 
Merlin Doege, Anja Dombrowski und Momo Doege.



Viele Mitgliedsorganisati-
onen geben ihr Bestes um 
auch in diesen herausfor-
dernden Zeiten weiter für 
Sie dazu sein. Sie leisten 
wichtige Hilfe in der Coron-
akrise! Viele haben ihre An-
gebote angepasst, bieten 
Beratung online oder per 
Telefon, machen digitale 
Angebote und vieles mehr. 
Eine Auswahl an aktuellen 
Angeboten und Erreichbar-
keiten haben wir gelistet.

 
Bezirkliche Koordinierungs-

stellen Freiwilliges 
Engagement rund um 

Corona

In Nachbarschaften ge-
meinsam die Corona-Krise 
bewältigen, zusammenhalten 
und füreinander da sein. Da-
ran arbeiten Stadtteilzentren, 
Nachbarschaftseinrichtungen, 
Selbsthilfekontaktstellen und 
Freiwilligenagenturen in den 
12 Berliner Bezirken. Unter-
stützt durch die Senatskanzlei 
werden insgesamt 12 bezirkli-
che Koordinierungsstellen für 
freiwilliges Engagement und 
Beratung eingerichtet. Diese 

vermitteln Freiwillige und Hil-
fesuchende und beraten auch 
zu weiteren Fragen rund um 
Corona - per Telefonhotline, 
per E-Mail und Website. Der 
Paritätische Wohlfahrtsver-
band Berlin und seine zahlrei-
chen Mitgliedsorganisationen 
unterstützen dieses Vorhaben.

Einen Überblick zu allen be-
reits eingerichteten Stellen in 
den Bezirken sowie den zent-
ralen Akteuren finden Sie unter 
diesem Link: www.berlin.de/
buergeraktiv/.

Alzheimer 
Angehörigen-Initiative e. V.

Angebot: telefonische Ein-
zelgespräche, Telefonkonfe-
renzen und Internet-Selbsthil-
fegruppe. 

Erreichbarkeit: Telefon: 
030 473 78 995 und Internet: 
www.alzheimer.berlin

ApK LV Berlin e.V.,
Verein für Angehörige psy-
chisch erkrankter Menschen

Angebot: telefonische Be-
ratung von Angehörigen psy-
chisch erkrankter Menschen-
mehr.

Erreichbarkeit: Telefon 030 
863 957 01 und Internet: www.
apk-berlin.de

Arbeiter-Samariter-Bund 
Landesverband Berlin e.V.

Angebot: Unterstützung 
im Alltag: Berlinerinnen und 
Berliner, die wegen der Coron-
akrise ihren Alltag nicht allein 
bewältigen können, werden 
mit Helferinnen und Helfern 
verbunden. Insbesondere für 
Menschen, die zu einer Risi-
kogruppe gehören bzw. aus 
Krankheits- oder Quarantäne-
gründen nicht allein zurecht-
kommen. Hilfe bei Einkäufen, 
Hundebetreuung, Apotheken-
gänge u.v.m. Als Helferinnen 
und Helfer können sich Perso-
nen über 18 Jahre anmelden, 
die keine Erkältungserschei-
nungen haben und nicht zu 
einer Risikogruppe gehören

Erreichbarkeit: Telefon 030 
629 33 759 (9-17 Uhr), Internet: 
www.asbhilft.berlin.

Berliner Krisendienst

Angebot: Hilft schnell und 
qualifiziert bei psychosozialen 

Krisen bis hin zu akuten see-
lischen und psychiatrischen 
Notsituationen.Er hilft Betrof-
fenen, Angehörigen und an-
deren Beteiligten, die mit Men-
schen in Krisen zu tun haben.

Erreichbarkeit: Telefon 030 
- 390 63 10, Internet: www.ber-
liner-krisendienst.de.

Frauenkrisentelefon e.V.

Angebot: Telefonische und 
digitale Beratung in Krisensitu-
ationen (in deutsch, englisch 
und Farsi).

Erreichbarkeit: Telefon 
030 - 615 42 43, Internet: www.
frauenkrisentelefon.de

Gesellschaft zur Förderung 
der Gehörlosen in Berlin e.V.

Angebot: Kostenlose So-
zialberatung für taube und 
hörgeschädigte Personen in 
Gebärdensprache. 

Erreichbarkeit: Beratung 
in Gebärdensprache per Sky-
pe (Skype-Name: gfgb-berlin); 
Beratung schriftlich per Email  
an info@gfgb.de oder per 
SMS/telefonisch über 0176 342 
576 71

Unterstützung durch Paritätische 
Mitgliedsorganisationen

Wir helfen uns 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
uns erreichte eine Nach-

richt vom Berliner Sonderfahr- 
dienst, mit wichtigen Neue-
rungen und Reaktionen auf 
die Corona-Pandemie. Diesmal 
mit guten Neuigkeiten – wie 
wir finden. Daher veröffentli-
chen wir die Email:

Sehr geehrte SFD- 
Berechtigte,

der Sonderfahrdienst ar-
beitet auch jetzt in der Co-
rona-Krise wie gewohnt und 
steht Ihnen für Ihre Fahrt-
wünsche uneingeschränkt zur 
Verfügung. Bestellen Sie bitte 
gerne telefonisch (Tel. 26 10 23 
00, von 7 bis 17 Uhr, auch fei-
ertags) oder per Email (order@
sfd-berlin.de). Fahrtwünsche 
werden -wie gewohnt- gerne 
bis zu 14 Tage vorab entge-
gengenommen.

Einkaufsfahrten und 
Beförderung zu allen 
Fahrtzielen innerhalb 

Berlins derzeit möglich

Um Ihnen die Nutzung von 
öffentlichen Personennahver-
kehren zu ersparen, führen 
wir derzeit praktisch alle Fahr-
ten für Sie durch um Ihnen 
Teilhabe zu ermöglichen um 
unnötige Risiken, etwa durch 
überfüllte Busse, Bahnen oder 
Supermärkte für Sie zu vermei-
den. 

Nach Absprache führt unser 
Fahrpersonal gerne auch klei-
ne Einkäufe für Sie durch oder 
befördert Ihre Betreuungsper-
sonen gemeinsam mit Ihnen 
oder auf Ihren Wunsch auch 
ohne Sie zum Einkauf oder der 
Apotheke. Fragen Sie bitte ger-
ne unsere Mitarbeiter*innen 
im Callcenter. Wir beraten Sie 
gerne.

Bleiben Sie bitte gesund.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr SFD Team

Wichtiges vom 
Sonderfahrdienst

Berlin

Mai 2020 BBZZeitgeschehen2
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Für  ein  selbstbestimmtes  Leben!

LK 32 – Persönliche Assistenz
und Eingliederungshilfe
 
Wir beraten Sie gerne! 
www.phoenix-soziale-dienste.de 
Telefon  030 355 304-0

SFD- Bestellhotline: Tel. 26 
10 23 00 (7 - 17 Uhr, auch 
sonn- und feiertags). SFD- 
Notfallnummer: Tel. 26 10 
22 30 (ganztägig).

SFD
©
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Die WIR-Redaktion hat in 
seiner Ausgabe 1/2020 
sechs einfühlsame Por-
traits zum Thema „Selbstbe-
stimmt im Alter“ veröffent-
licht, die wir als unbedingt 
lesenswert erachten. Im kol-
legialen Einverständnis mit 
der WIR-Redaktion, den Au-
toren und dem Fotografen 
Andi Wieland drucken wir 
diese Portraits als Serie ab. 
Herzlichen Dank an unsere 
WIR-Kollegen.

Die 90-jährige Inge Kapp-
hahn kam mit zwanzig Jahren 
als Studentin aus Leipzig nach 
Berlin. Sie musste zeitlebens 
mit Schmerzen leben, z. B. auf-
grund einer Stenose der Wir-
belsäule. Zuletzt wurde noch 
eine Autoimmunerkrankung 
diagnostiziert. Einen Rollstuhl 
benutzt sie seit elf Jahren. „Ich 
habe vier Schrauben im Rü-
cken, habe aber noch weite-
re. Ersatzteile. Ich sage immer, 
wenn ich mal verbrannt werde, 
da warte ich dann drauf, bis es 
klappert und meine Ersatzteile 
durch den Rost fallen. Daran 
sieht man meine Lebensein-
stellung.“ Und wie man die 
sieht! Inge Kapphahn nimmt 
sich als Kabarettistin am liebs-
ten selbst auf die Schippe:

„Ich habe meine
Beerdigung schon 

bezahlt. In dem
Alter ist das ja
auch ratsam.“

Die geborene Entertainerin 
sang von Kindesbeinen an. 
Musik ist ihr Leben. Dies ist 
besonders spürbar, als sie von 
den Bombenangriffen im Krieg 
erzählt. „Als die Bomben das 
Haus zerstörten, war fast alles 
weg. Ich habe nur nach mei-
nem Klavier gefragt, also mein 
Bett hätte weg sein können, 
aber nicht das Klavier! Und 
das hing Gott sei Dank noch 
über dem Abgrund.“ Das Kla-
vier wurde gerettet und Inge 
Kapphahn Vortragskünstlerin. 
Heute gibt es den Begriff nicht 
mehr, die Arbeit mit Wort, Mu-
sik und Gesang wird vielmehr 
als Kabarett bezeichnet. Und 
das macht sie bis heute.

Was, wenn ihr Körper mal 
nicht so will wie sie? „Ich ver-
suche mit Gymnastik – also bis 
heute – jeden Morgen mei-
nen Körper zu aktivieren.“ Das 
ist es auch, was sie anderen 
zur Überlistung des inneren 
Schweinehundes rät. „Macht es 
und denkt daran, ihr macht es 
für euch und für euren Körper. 

Ich käme sonst gar nicht in den 
Tag hinein. Und im Grunde ist 
es wichtig, dass man wirklich 
jeden Tag – auch, wenn man 
eine Behinderung hat – gestal-
tet.“

„Es braucht niemand zu 
denken, mir kann 

das nicht passieren!“

Inge Kapphahn kämpft aber 
nicht nur an der eigenen Front. 
Die energische Wahlberlinerin 
setzt sich auch für andere ein. 

Sie geht auf Senatsveranstal-
tungen und sensibilisiert ihre 
Mitmenschen für die Belan-
ge von Rollstuhlfahrerinnen 
und Rollstuhlfahrern, falls mal 
wieder jemand auf der Absen-
kung des Gehsteigs geparkt 
hat oder Buslinien abgeschafft 
werden, die ein bisschen Frei-
heit bedeuteten. 

Daran wird meist nicht ge-
dacht. „Erst mal sage ich allen, 
es braucht keiner denken, mir 
kann das [ein Rollstuhl oder 
eine chronische Erkrankung] 

nicht passieren. Und da den-
ken die Menschen schon erst 
mal darüber nach, wenn ich 
ihnen das aus Überzeugung 
sage.“

Die größte Herausforde-
rung der aktuellen Zeit stellt 
auch für Inge Kapphahn die 
politische Lage dar. Sie hat den 
Nationalsozialismus erlebt und 
dachte, diese Zeit sei abge-
schlossen. Sie muss sich schon 
aufgrund ihres Kabarett-Pro-
gramms sehr viele Gedanken 
machen. Wenn sie den Men-

schen etwas vorträgt, muss 
sie Stellung beziehen und 
kann gleichzeitig positiv ein-
wirken. Aufgrund ihres hohen  
Alters fehlt ihr ein Freundes-
kreis, in dem sie solche Dinge 
besprechen kann. „Deshalb 
gehe ich in so viele Gruppen. 
Bin kein Mensch, der sich ab-
schottet.“ 

Das unter- streicht Inge 
Kapphahn auch sehr deutlich 
in ihrer unverkennbaren Art. 
„Ich kann das Wort Einsam-
keit nicht mehr hören. Da ist 

doch jeder selber dran schuld, 
Himmeldonnerwetter! In Ber-
lin braucht kein Mensch ein-
sam zu sein.“ Sie lächelt. Inge 
Kapphahn ist eine tapfere Frau. 
Ihre Lebensfreude ist unge-
brochen, obwohl sie nachts 
manchmal von Krieg und 
Bomben träumt.

Ihr Fazit zum Leben im 
Alter: „Man muss eine eige-
ne Einstellung zu seinem  
Handicap finden, vor allem, 
wenn etwas nicht so klappt, 
wie es sollte.“

Musik ist ihr Leben - Inge Kapphahn
Sechs Menschen - sechs Portraits
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Beru� iche Karriere für Persönlichkeiten mit Behinderung
0800 541 333 4Alle Infos kostenlos unter:

www.bwb-gmbh.de
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Auch in diesem Jahr wurde 
anlässlich des Europäischen 
Protesttag zur Gleichstel-
lung von Menschen mit Be-
hinderung eine Auszeich-
nung verliehen. Seit Jahren 
zeichnet ein Bündnis aus 
den Vereinen CoCas e. V., 
Berliner Behindertenver-
band e. V. und der Berliner 
Behindertenzeitung eine 
Person oder eine Institution 
aus.

Mal werden bunte Ballons 
vergeben, sofern es sich um 
Personen oder Institutionen 
handelt, die Inklusion voran 
bringen möchten. Schwarze 
Ballons wurden auch schon 
vergeben. Damit werden 

Personen oder Institutionen 
ausgezeichnet, die als Inklu-
sionsverhinderer auf sich auf-
merksam gemacht haben. 
In diesem Jahr werden die „50 
bunten UN-BRK-Ballons“ an 
die Monitoring-Stelle UN-BRK, 
angesiedelt beim Deutschen 
Institut für Menschenrechte, 
vergeben. 

„Die offizielle Monito-
ring-Stelle UN-BRK kommt 
dieser Aufgabe wunderbar 
nach. Das Institut für Men-
schenrechte mischt sich ein, 
begleitet öffentliche Debatten 
und unterstützt mit seinem 
fundierten Wissen alle Orga-
nisationen, Institutionen und 
Vereine bei der Umsetzung 
der UN-BRK“, so Bärbel Rei-
chelt vom Verein Cocas e.V. 
Berlin - „Club für Behinderte 

und Nichtbehinderte“ Bestes 
Beispiel hierfür war die Aktion 
vom Behindertenbeirat Fried-
richshain-Kreuzberg und dem 
Berliner Behindertenverband 
e.V. - Für Selbstbestimmung 
und Würde“ im Bestreben 
nach einer Wahlrechtsreform 
im Land Berlin. Dank der in-
haltlichen Zuarbeit durch das 
Institut für Menschenrechte, in 
diesem Fall durch die Mitarbei-
terin Catherina Hübner, konn-
te eine Wahlrechtsänderung 
erfolgreich umgesetzt wer-
den. Dank muss vorallem dem 
Leiter der Monitoring-Stelle 
gezollt werden: Dr. Valentin Ai-
chele hat die Monitoring Stelle 
hervorragend aufgestellt, so 
dass viele aktive Mitstreiter der 
Behindertenbewegung von 
dem Wissen partizipieren kön-

nen. „Für das große Lob für die 
Arbeit der Monitoring-Stelle 
UN-Behindertenrechtskonven-
tion möchten wir uns herzlich 
bedanken“, so Aichele.

„Wir nehmen die Auszeich-
nung als Ansporn, aber auch 
als Bestätigung für unsere Ar-
beitsweise. Dazu rechne ich 
den seit 2009 fortlaufenden 
wie regelmäßigen Austausch 
mit den Menschen mit Behin-
derungen, etwa über unser 
Format „Verbändekonsultati-
onen“. Ohne diese Rückkopp-
lung zur Zivilgesellschaft und 
zum echten Leben der Men-
schen könnten wir unsere 
Arbeit nicht gut machen. Wir 
danken daher auch für die 
langjährige Unterstützung 
und freuen uns auf die wei-
tere vertrauensvolle Zusam-

menarbeit mit Menschen mit 
Behinderungen und ihren 
Verbänden“, so Dr. Aichele. 
Die Monitoring-Stelle UN-Be-
hindertenrechtskonvention ist 
eine unabhängige Stelle, die 
die Einhaltung der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 
fördert und die Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskon-
vention in Deutschland über-
wacht. In Artikel 33 Absatz 2 
der UN-Konvention verpflich-
tet sich die unterzeichnen-
den Staaten zur Einrichtung 
einer unabhängigen Monito-
ring-Stelle. Deshalb richtete 
die Bundesregierung im Mai 
2009 die Monitoring-Stelle am 
Deutschen Institut für Men-
schenrechte ein. Weshalb die 
Entscheidung auf die Monito-
ring-Stelle UN-BRK fiel, zeigen 

zwei Pressemeldungen auf, die 
kürzlich von ihr veröffentlicht 
wurden. Diese drucken wir fol-
gend und stellvertretend an-
statt einer Laudatio ab.

Gesundheitliche 
Versorgung von Menschen 

mit  Behinderungen 
sicherstellen

Das Deutsche Institut für 
Menschenrechte fordert Bund, 
Länder und Kommunen dazu 
auf, besondere Gefahrenlagen 
für Menschen mit Behinde-
rungen zu identifizieren sowie 
Maßnahmen zu treffen, die 
ihren Schutz und Sicherheit 
gewährleisten. „Restriktionen 
zur Eindämmung des Coro-
na-Virus dürfen Menschen mit  
 

Mai 2020 BBZUN-BRK-Ballons4

Von Dominik Peter

50 bunte UN-BRK-Ballons verliehen
Auszeichnung
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Behinderungen nicht diskrimi-
nieren oder besonderen Risi-
ken aussetzen“, erklärte Beate 
Rudolf, Direktorin des Instituts, 
anlässlich der Veröffentlichung 
einer Stellungnahme der 
Monitoring-Stelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention des 
Instituts zu den Rechten auf 
Leben und Gesundheit von 
Menschen mit Behinderun-
gen. Diese gesellschaftliche 
Gruppe umfasst neben den 
seh- und hörbeeinträchtigten 
Menschen, den körperlich, 
psychisch und intellektuell be-
einträchtigten Menschen auch 
Menschen chronischen Er-
krankungen und mit altersbe-
dingten Beeinträchtigungen.

„Auch in Zeiten einer Pande-
mie leitet sich aus dem Recht 
auf Gesundheit die Pflicht des 
Staates ab, Gesundheitsschutz 
und diskriminierungsfreien 
Zugang zu Diensten und Ein-
richtungen gesundheitlicher 
Versorgung für alle gleicher-
maßen zu gewährleisten“, so 
Rudolf weiter. So müsse bei-
spielsweise der Zugang zu (Co-
rona-)Ambulanzen im Krank-
heitsfall oder bei Verdacht auf 
eine Infektion barrierefrei und 
bei Bedarf durch angemesse-
ne Vorkehrungen auch in Form 
von zusätzlicher persönlicher 

Assistenz sichergestellt wer-
den. Staatliche Maßnahmen, 
Informationen der Gesund-
heitsbehörden sowie Informa-
tionen zu Versorgungs- und 
Unterstützungsleistungen 
müssten der Öffentlichkeit in 
Gebärdensprache und allen 
Arten und Formaten zur Ver-
fügung gestellt werden, ein-
schließlich zugänglicher digi-
taler Technologie, Untertiteln, 
Weiterleitungsdiensten, Text-
nachrichten, leicht lesbarer 
und einfacher Sprache. 

„Das Recht auf Leben ga-
rantiert Menschen mit Be-
hinderungen den gleich-
berechtigten Zugang zu 
lebensrettenden Maßnahmen. 
Empfehlungen und Kriterien 
zur Verteilung von Ressourcen 
für den Notfall können sinnvoll 
sein, müssen jedoch in Ein-
klang mit den Menschenrech-
ten, insbesondere dem Recht 
auf Leben, der Menschenwür-
de und dem Grundsatz der 
Gleichheit stehen“, so Rudolf 
weiter.

Das Institut problematisiert 
in seiner Stellungnahme die 
Empfehlungen der medizi-
nischen Fachgesellschaften, 
soweit sie Abstufungen beim 
Zugang zur Intensivmedizin 
zulasten von Menschen mit 

Behinderungen vorsehen. Die 
Empfehlung des Ethikrats, dass 
die medizinischen Fachgesell-
schaften Regeln zur Abwägung 
vorgeben sollen, sei höchst kri-
tisch zu sehen. „Ethisch hoch 
brisante Fragen dürfen nicht 
allein von den medizinischen 
Fachgesellschaften beantwor-
tet werden“, betonte Rudolf. 
Vielmehr sei eine breite Dis-
kussion der menschenrechtli-
chen Dimension erforderlich. 
Mit Blick auf die Vorgaben der 
UN-Behindertenrechtskonven-
tion sei es geboten und för-
derlich, darüber mit Menschen 
mit Behinderungen und die 
sie vertretenden Organisation 
in Austausch zutreten. „Hier 
stehen Bundesregierung und 
Bundestag in der Verantwor-
tung“, so Rudolf.

„Das Triage-Verfahren in 
der Corona-Pandemie ist für 
Deutschland hoffentlich ein 
Zukunftsszenario, das nie ein-
tritt. Menschen mit Behinde-
rungen haben das gleiche 
Recht auf Leben wie alle ande-
ren Menschen auch. Der Um-
stand einer Behinderung oder 
langfristigen Beeinträchtigung 
darf bei der Beurteilung der 
Lebenschancen nicht dazu 
dienen, Menschen mit Behin-
derungen im praktischen Le-

bensschutz zurückzusetzen, 
sprich, ihr Leben als weniger 
wertvoll einzustufen“, heißt es 
in der Stellungnahme.

Aktionspläne zur Umset-
zung sind alternativlos

Das Deutsche Institut für 
Menschenrechte fordert aus 
Anlass des 11. Jahrestags des 
Inkrafttretens der UN-Behin-
dertenrechtskonvention für 
Deutschland (26. März) die 
Länder auf, Landesaktionsplä-
ne fortzuschreiben und nicht 
durch Leitlinien zu ersetzen. 
Aktionspläne unterstützen die 
Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Bund 
und Ländern. „Das Potenzial 
dieses Politikansatzes ist auch 
in der zweiten Dekade der 
Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention bei 
weitem nicht ausgeschöpft“, 
erklärte Valentin Aichele, Leiter 
der Monitoring-Stelle UN-Be-
hindertenrechtskonvention 
des Instituts.

„Die Länder, die diese Pro-
zesse auslaufen lassen wol-
len oder Aktionspläne durch 
‚politische Leitlinien‘ ersetzen 
möchten, sind nicht gut be-
raten“, so Aichele weiter. „Die 
Länder dürfen die Rechte von 

Menschen mit Behinderun-
gen nicht noch weiter auf 
der politischen Agenda her-
abstufen, indem sie auf den  
wirksamen Handlungsansatz 
Aktionsplan verzichten. Das 
gilt erst recht in Zeiten der Co-
rona-Krise.“

Die Erfahrung der letzten 
Dekade zeige, wie auch die 
heute veröffentlichte Analyse, 
dass ein Aktionsplan oder eine 
gleichwertige Strategie die 
besten Instrumente seien, um 
die UN-Behindertenrechtskon-
vention in einem koordinier-
ten und partizipativen Prozess 
umzusetzen.

Laut Analyse gibt es bei Ak-
tionsplänen die Möglichkeit, 
konkrete, mit Zeitangaben 
und Zuständigkeiten versehe-
ne Maßnahmen abzubilden, 
die gemeinsam von den Minis-
terien und der Zivilgesellschaft 
entwickelt werden. „Aktions-
pläne erhöhen die Verbind-
lichkeit der geplanten behin-
dertenpolitischen Vorhaben 
einer Regierung“, so Aichele. 
Das könnten so genannte 
Leitlinien nicht leisten, da sie 
weniger konkret und unver-
bindlicher seien. „Die Wahl für 
Aktionspläne ist daher auch für 
die nächsten Jahre praktisch 
alternativlos.“

2019: Diesmal gingen „50 
Bunte UN-BRK-Ballons“ an 
die Abgeordnetenhausfrak-
tion „Bündnis 90/Die Grü-
nen“ für den erfolgreichen 
Antrag zur Umsetzung von 
Inklusionstaxen im Land 
Berlin. Die Würdigung er-
folgt im Rahmen der Ab-
schlusskundgebung am 5. 
Mai und wurde von Fatos 
Topac entgegen genom-
men.

2018: „50 schwarze UN-
BRK-Ballons“ wurden an 
den Bezirksbürgermeister 
Berlin-Mitte, Stephan von 
Dassel, verliehen. Er wurde 
somit als Inklusionsverhin-
derer ausgezeichnet.

2017: „50 bunte UN-BRK-
Ballons“ wurden der Ta-
geszeitung TAZ verliehen. 
Die Zeitung wurde für ihre 
Berichterstattung rund um 
behindertenpolitische The-
men ausgezeichnet.

2016: „50 bunte UN-BRK-
Ballons“ wurden an die da-
malige Bezirksbürgermeis-
terin von Lichtenberg, Birgit 
Monteiro (SPD), verliehen. 
Sie wurde für ihr Engage-
ment und ihren Einsatz für 
Inklusion gewürdigt.

Die bisherigen 
Preisträger



Das Bundesteilhabegesetz, 
seine Entstehung bis hin 
zur Umsetzung, begleitet 
die Berliner Behindertenzei-
tung seit Jahren sehr eng-
maschig. Nunmehr zeigen 
wir auf, was dieses Jahr be-
sonders wichtig ist.

Das Bundesteilhabegesetz 
(Kurzform BTHG) 
wurde am 23. 
Dezember 2016 
erlassen. Das 
BTHG ist ein 
Ä n d e r u n g s g e -
setz, durch welches 
das Sozialgesetzbuch (SGB) IX 
„Rehabilitation und Teilhabe 
für Menschen mit Behinde-
rung“  vollständig neu gefasst 
wird und zahlreiche wei-
tere Gesetze geändert 
werden. Das Gesetz  
trat in mehreren Schrit-
ten ab 1. Januar 2017 in 
Kraft. Das Gesetz versucht 
nunmehr den Mensch mit 
Behinderung   in den Mittel-
punkt des Geschehens zu 
rücken. Das führt zu weit rei-
chenden Änderungen in der 
Eingliederungshilfe und an 
der Schnittstelle zwischen Ein-
gliederungshilfe und Pflege. 
Für Menschen mit Behinde-
rung und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe bringt es 
einen Paradigmenwechsel 
dergestalt, dass die heutige 
Unterscheidung zwischen am-
bulanten, teilstationären oder 
stationären Leistungen aufge-
hoben wird. Die Umsetzung 
des BTHG sah mehrere Stufen 
der Umsetzungen vor. Die 
dritte Stufe trat am 01. Januar 
2020 in Kraft und sieht wesent-
liche Änderungen vor. Diese 
stellen wir hier vor.

Das Bundesteilhabege-
setz hat das Ziel, die Lebens-
situation von Menschen mit  

 
 

Behinderung zu verbessern 
und die UN-Behinderten-
rechtskonvention auch in 
Deutschland umzusetzen. Pa-
radox an der Umsetzung ist 
jedoch die Tatsache, dass da-
mit einhergehend keine neue 
Ausgabendynamik entstehen 
soll. Kritiker, dazu gehören der 
sowohl der Berliner Behinder-
tenverband als auch unsere  
Dachverbände „Interessens- 

 

vertretung Selbstbestimmt Le-
ben und der Paritätische Wahl-
fahrtsverband zu Recht, dass 
trotz der geplanten Entlastung 
der Kommunen die Änderun-
gen im Zuge der Reform der 
„Eingliederungshilfe“ unter der 
Vorgabe der Kostenneutralität 
stünden. „Kosteneinsparungen 
und die Verwertbarkeit von Ar-
beitsleistung stehen im Vorder-
grund, nicht aber die Selbstbe-
stimmung und Bürgerrechte 

von Menschen mit Behinde-
rung. Insofern bleibt zu kon-
statieren, dass in erster Linie 
ein Kostenbegrenzungsgesetz 
und weniger ein Inklusions-
gesetz im Sinne der UN-Be-
hindertenrechtskonvention 
auf den Weg gebracht wurde“, 
so Ulrich Schneider, Hauptge-
schäftsführer des Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes.[54] Der Vorwurf der 
„Unterfinanzierung“ der Re-

form wurde interessanterwei-
se auch im Bundesrat erhoben.

Einkommen und Vermögen

Es gab viel Kritik am BTHG, 
doch es gibt auch einzel-
ne Punkte, die durchaus 
positiv sind. Hierzu gehö-
ren auch die Regelungen 

zur Einkommens- und 
Vermögensanrech-
nung in der Einglie-
derungshilfe (SGB 
IX). Hier gilt nun ein 

sogenannter Vermö-
gensschonbetrag von

 
50.000 Euro. 

A l l e r d i n g s 
verbleibt der 
Vermögens-

schonbetrag 
b e i 25.000 Euro in der 
Hilfe zur Pflege, dies von Be-
hinderten- und Sozialverbän-
den sehr kritisch gesehen wird. 
Ein weiterer positiver Baustein 
ist die Berücksichtigung des 
Einkommens der Ehe- und 
Lebenspartner. Hier ist nun 
die Regelung: Bei Personen in 
der Eingliederungshilfe wird 
das Vermögen der Ehe- und 
Lebenspartner nicht mehr he-
rangezogen.

Einführung neuer 
Leistungsformen

Mit der Stufe 3 wird die 
Trennung zwischen ambu-

lanten, teilstationären und 
stationären Leistungen aufge-
hoben. Nunmehr erfolgt die  
Trennung in Fachleistungen 
und existenzsichernden Leis-
tungen. Die Fachleistungen 
obliegen der Zuständigkeit des 
Trägers der Eingliederungshil-
fe. Für die existenzsichernden 
Leistungen ist das SGB XII für 
Menschen mit Behinderung 
gültig.

Umsetzung in Berlin

Am 25. September 2019 
hat das Berliner Abgeordne-
tenhaus das Gesetz zur Um-
setzung des Bundesteilhabe-
gesetzes für das Land Berlin 
verabschiedet. Dies trat somit 
planmäßig zum 1. Januar 2020 
in Kraft. Eingeführte Änderun-
gen im „Gesetz zur Umsetzung 
des Bundesteilhabegesetzes in 
Berlin“ (Berliner Teilhabegesetz 
– BlnTG) sind unter anderem 
folgende:

Schiedsstelle 
(§ 133 Abs. 5 SGB IX)

Bei Streitigkeiten im 
Vertragsrecht der Ein-
gliederungshilfe soll eine 
Schiedsstelle weiterhelfen. Vor-
gesehen ist, dass die Schiedsstelle 
paritätisch besetzt wird mit 
je drei Vertretungen der Leis-
tungserbringer und des Trä-
gers der Eingliederungshilfe 
sowie einer oder einem un-
parteiischen Vorsitzenden. 
Zusätzlich ist die gesetzlich 
geforderte Beteiligung der 
Interessenvertretung für Men-
schen mit Behinderungen fest-
gelegt. Der Landesbeirat für 
Menschen mit Behinderung 
entsendet eine Vertreterin 
oder einen Vertreter mit bera-
tender Stimme in die Schieds-
stelle.
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BTHG und seine Folgen
Fokus Berlin

Von Lutz Kaulfuß

an z e i g e

#nurmut

ZWANZIG 
JAHRE 
FUTURA

           Es braucht Mut 
    sein eigenes Leben in die Hand zu nehmen. 
          Wir unterstützen Menschen mit Behinderungen, 
    für echte Teilhabe in Beruf und Ausbildung.

                         futura-berlin.de

Mach dein Ding.



Berliner Teilhabebeirat

Zur Förderung und Weiter-
entwicklung der Strukturen 
der Eingliederungshilfe wurde 
ein „Berliner Teilhabebeirat“ 
gegründet. Der Teilhabebei-
rat begleitete die Umsetzung 
des Bundesteilhabegesetzes 
(BTHG) im Land Berlin fachlich. 
Er hat sich im Mai 2017 kons-
tituiert und setzt sich aus Ver-
treterinnen und Vertretern des 
Trägers der Eingliederungs-
hilfe, der Leistungserbringer 
sowie von Verbänden für 
Menschen mit Behinderungen 
zusammen. Die Entsendung 
der Mitglieder erfolgte durch 

Beschlüsse des Landesbeirats 
für Menschen mit Behinde-
rungen, des Landesbeirats für 
psychische Gesundheit, der 
LIGA Berlin und des Rates der 
Bürgermeister. Laut Geschäfts-
ordnung tagt der Teilhabebei-
rat bis zu vier Mal im Jahr. 

Die Einrichtung des Teil-
habebeirats lehnt sich an die 
Regelungen des § 94 Absatz 
4 SGB IX (neu) an, er ist aber 
nicht gleichzusetzen mit der 
ab 1. Januar 2020 gesetzlich 
vorgeschriebenen Arbeitsge-
meinschaft zur Förderung und 
Weiterentwicklung der Struk-
turen der Eingliederungshilfe. 
Vielmehr beschreitet das Land 

Berlin mit dem Teilhabebeirat 
einen im bundesweiten Ver-
gleich einzigartigen Weg, um 
die Perspektiven von Men-
schen mit Behinderungen und 
der Leistungserbringer bereits 
bei der Umsetzung des BTHG 
einzubeziehen. Im gehören 
unter anderem folgende Per-
sonen an, die der Landesbeirat 
für Menschen mit Behinde-
rung entsendet hat: Katharina 
Holl, Dominik Peter und Diet-
mar Polok.

Bezirksteilhabebeiräte

Auch auf der Bezirksebene 
werden bzw. wurden soge-

nannte „Bezirksteilhabebeirä-
te“ eingeführt. Wie auf Landes-
ebene haben diese das Ziel, 
die Strukturen der Eingliede-
rungshilfe zu fördern und wei-
terzuentwickeln. Ihnen sollen 
Vertreter der bezirklichen Teil-
habefachdienste nach § 2 und 
die Interessensvertretungen 
der Menschen mit Behinde-
rungen und der Leistungs
erbringer an.

Fazit: Zwar dürfen Vertreter 
von Menschen mit Behinde-
rung sich in mehreren neuen 
Gremien einbringen. Ob da-
durch aber auch der Einfluss 
steigen wird, bleibt abzuwar-
ten.

BBZ Mai 2020 7Zeitgeschehen

an z e i g e

April 2018 · 29. Jahrgang 2018

Herausgeber: Berliner Behindertenverband e. V.  „Für Selbstbestimmung und Würde“

Erscheint in Berlin und ausgewählten Orten in Deutschland

www.berliner-behindertenzeitung.de

Jahres-Abonnement: 15 Euro

Das meinen wir!

Verwirrspiel

Nachrichten

kompakt

Interview: „Reine Postulate reichen 

nicht aus“. Im Gespräch mit Gabriele 

Schlimper (Parität). Seite 2

Berlin:  „Berlin im Wandel“ - neue 

Ausstellung der Landeszentrale für 

politische Bildung eröffnet. 
Seite 5

Zeitgeschehen: Inklusiv hergestell-

te Produkte: Werkstätten verfügen 

über ein enormes Portfolio.
Seite 7

Reise: Mit dem Berlin Flaneur  

durch das spanische Sevilla. 

Seite 9

Wissen: Fair mieten – Fair wohnen: 

Die Fachstelle im Portrait.

 

Seite 10

Von Lutz Kaulfuß

Das Land Berlin bastelt an der 

Novellierung des Zweckent-

fremdungsverbotsgesetzes 

(ZwVbG). Viele kennen das 

Gesetz, weil darin auch das 

Vermieten von Wohnungen 

an Touristen geregelt wird. Der 

Rat der Bezirksbürgermeister 

hatte in der Gesetzesvorlage 

die vorgesehene Regelung 

gekippt, wonach soziale Träger 

vom Beantragen einer Ausnah-

meregelung befreit wären. Nur 

noch Träger der Kinder- und 

Jugendhilfe sollten künftig di-

rekt und ohne bürokratische 

Hürden eine Ausnahmerege-

lung erhalten.

Dies hätte gravierende Aus-

wirkungen auf die anderen 

sozialen Träger in der Stadt. 

Das müssen die Bezirksbürger-

meister doch gewusst haben? 

Der Paritätische Wohlfahrtsver-

band warnte daher eindring-

lich, „dass bei der derzeitigen 

angespannten Situation auf 

dem Wohnungsmarkt, das An-

mieten durch Träger weitaus 

schwieriger wird“. Schon in der 

Vergangenheit kamen laut Pa-

rität Wohnprojekte, „beispiels-

weise für Frauen mit einer 

seelischen Behinderung oder 

Betreutes Einzelwohnen für 

Menschen mit Behinderung, 

nicht zustande“. Kaum ein Ver-

mieter wird mit dem Vermie-

ten warten, bis ein Träger die 

Ausnahmeregelung eingeholt 

hat. In welcher Form das Ge-

setz letztendlich verabschiedet 

wurde, wussten wir zum Zeit-

punkt des Redaktionsschlusses 

nicht, denn das Plenum des 

Abgeordnetenhauses kann 

diese Regelung noch gekippt 

haben. Egal wie der Gesetz-

gebungsprozess ausgegan-

gen ist, mich interessieren die 

Argumente der Bezirksbür-

germeister, denn mir fällt kein 

plausibles Argument ein. So 

wirkt der Rat der Bezirksbür-

germeister etwas verwirrt.

Schaut man im Internet nach 

Selbsthilfegruppen für junge 

körperbehinderte Menschen, 

findet man nicht wirklich viel. 

Das möchte nunmehr die neu 

gegründete Selbsthilfegruppe 

mit dem Namen „Rad ab!“ än-

dern. 

Initiiert wurde die Grün-

dung von „Rad ab!“ von Linus 

Bade (17 Jahre) und Jasper 

Dombrowski (22 Jahre). Beide 

haben sich in der Behinder-

tenszene bereits einen Namen 

geschaffen. Sie entwarfen un-

ter anderem die Internetsei-

te Handicap Lexikon (www. 

handicap-lexikon.de). 

Das Besondere an der 

Gruppe ist, dass die Teilneh-

mer selbst entscheiden, was 

diese Gruppe für Aktivitäten 

unternimmt. „Wir streben kein 

bestimmtes, vorgefertigtes 

Konzept an, sondern wir sind 

offen für Ideen und Aktivitä-

ten“, so  Dombrowski. „Uns ist 

es auch egal, welche Art von 

Einschränkungen jemand hat, 

denn wir wollen eine behinde-

rungsübergreifende Selbsthil-

fegruppe sein“, ergänzt Bade. 

„Der Fokus der Selbsthilfegrup-

pe liegt erst einmal auf ein 

gemeinsames Kennenlernen, 

darauf eventuelle Probleme 

anzusprechen und zu lösen 

und Spaß in der Gruppe zu ha-

ben. Der gemeinsame Nenner 

soll das Alter sein, denn daraus 

ergeben sich ähnliche Schwie-

rigkeiten und Herausforderun-

gen“, so Bade.

Volle Unterstützung

Lutz Kaulfuß, Geschäfts-

stellenleiter beim Berliner Be-

hindertenverband e.V. (Kurz-

form BBV) freut sich über die 

Neugründung. „Wir werden 

die Gründung überall da un-

terstützen, wo es uns möglich 

und gewünscht ist. Daher hat 

der Verein auch als offiziellen 

Ansprechpartner für die Rad 

ab!-Selbsthilfegruppe eigens 

einen im BBV benannt. Diese 

Aufgabe fällt Dominik Stronz 

(22 Jahre) zu, der seit dem 01. 

Februar 2018 die Geschäfts-

stelle unterstützt. „Natürlich 

wird die Rad ab!-Gruppe auch 

Geld benötigen, doch jeder 

Euro ist hier gut investiert“, so 

Kaulfuß.

Die Gruppe trifft sich immer 

am letzten Freitag des Monats. 

Das erste Treffen der Gruppe 

ist für Freitag, den 27.04.18  

geplant. Der zeitliche Rahmen 

ist von 16:00 bis 18:00 Uhr 

angedacht. Das Treffen fin-

det in der Geschäftsstelle des 

Berliner Behindertenverbands 

(Jägerstraße 63 D, 10117 Ber-

lin) statt. Die Geschäftsstelle 

ist barrierefrei. Anmeldungen 

sind erwünscht, aber nicht Be-

dingung (Tel.: 030 / 204 38 47, 

Dominik Stronz).

Für Bade und Dombrowski 

ist es die erste Gründung einer 

Selbsthilfegruppe. Interessier-

te, die zukünftig Informatio-

nen über die Rad ab!-Gruppe 

erhalten möchten oder mit 

der Gruppe kommunizieren 

wollen, können dies über den 

neuen Facebook-Auftritt ma-

chen. Die Adresse lautet: www.

facebook.com/jungeselbsthil-

feberlin. 

Gerade die sozialen Medien 

sollen bei Rad ab! zukünftig im 

Mittelpunkt der Kommunikati-

on stehen.

Neuer 

Sozialminister

Hubertus Heil (SPD) ist neuer 

Arbeits- und Sozialminister. Er 

ist Amtsnachfolger von And-

ra Nahles. Parlamentarische 

Staatssekretäre sind Kerstin 

Griese und Anette Kramme.

Paralympics 2018

Das deutsche Team schnitt mit 

19 Medaillen ziemlich gut ab. 

Dieses Mal gab es sieben Gold-, 

acht Silber- und vier Bronze-

medaillen.

2014 gab es nur 15 Medaillen, 

allerdings gab es 2010 insge-

samt 24 Medaillen.

Trauer um Hawking

Im Alter von 76 Jahren ist 

der britische Astrophysiker 

Stephen Hawking gestorben. 

Von 1979 bis 2009 lehrte er an 

der Universität von Cambridge. 

Er litt an einer degenerativen 

Erkrankung des motorischen 

Nervensystems (ALS).

Höhere 

Ausgleichsabgabe

Quartalsweise melden sich 

Institutionen oder Vereine zu 

Wort und fordern eine höhere 

Ausgleichsabgabe. Diesmal ist 

der Deutsche Gewerkschafts-

bund (DGB) auf den Zug auf-

gesprungen. Vorschlag der 

BBZ: gründet ein gemeinsa-

mes Aktionsbündnis, anstatt 

solo zu agieren. 

Berliner 

Protesttag 2018

Die Organisatoren des Protest-

tags zur Gleichstellung von 

Menschen mit Behinderung 

haben Route und Motto fest-

gelegt. Unter dem Slogan „In-

klusion von Anfang an“ startet 

der Demonstrationszug um 

14 Uhr am Nollendorfplatz. 

Von dort zieht die Demo zum 

Breitscheidplatz. Die Ab-

schlußkundgebung ist von 

15.30 bis 17:00 Uhr geplant. 

Der Protesttag wird dieses Jahr 

unter anderem von folgenden 

Vereinen organisiert: Allge-

meiner Behindertenverband 

in Deutschland, Berliner Be-

hindertenverband, Dynamis, 

Lebenshilfe, Sozialverband in 

Deutschland und dem VdK. In-

fos unter: www.protesttag-be-

hinderte.de.
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BBV-Selbsthilfegruppe geht 

an den Start
„Rad ab!“ - aber dennoch gut drauf

Von Christian Grothaus
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Von Dominik Peter

Verena Bentele ist aus dem 

Amt als Beauftragte der Bun-

desregierung für die Belange 

von Menschen mit Behinde-

rungen ausgeschieden. Ihr 

folgt Jürgen Dusel (53). Dusel 

war seit 2010 Beauftragter der 

Landesregierung für die Belan-

ge behinderter Menschen in 

Brandenburg. Der gebürtige 

Würzburger ist verheiratet und 

hat zwei Kinder. Er ist schwer-

behindert mit einem Grad von 

100. Jürgen Dusel ist studierter 

Jurist und hat in diversen Be-

hörden bisher gearbeitet. So 

war er etwa Leiter des Integra-

tionsamtes im Landesamt für 

Soziales und Versorgung des 

Landes Berlins. Insofern könn-

ten sich die Lebensläufe von 

Bentele und Dusel nicht mehr 

unterscheiden. Auf der einen 

Seite eine erfolgreiche Sportle-

rin und mitunter unbequeme 

Beauftragte. Auf der anderen 

Seite ein Mann aus der Verwal-

tung, der als Beauftragter in 

Brandenburg bisher nie groß 

aneckte.

Gute Wahl? Man sollte sich 

nicht zu früh mit Einschätzun-

gen über Dusel festlegen. Ich 

kann mich noch daran erin-

nern, wie ich staunend fest-

stellte, wie gut Andrea Fischer 

als Gesundheitsministerin in 

den Jahren 1998 bis 2001 war 

(Bündnis 90/Die Grünen). Sie 

legte sich gerne mit Lobbyis-

ten an und nahm fast nie ein 

Blatt vor den Mund. Das hät-

te ich ihr anfänglich nie zu-

getraut. Andere, vorab hoch 

gelobten Persönlichkeiten, 

endeten als Rohrkrepierer. 

Seither halte ich mich mit Ein-

schätzungen zurück. Eines ist 

jedoch klar: Die Behinderten-

bewegung braucht dringend 

einen Beauftragten, der der 

Bundesregierung eines ver-

deutlicht: Inklusion darf nicht 

als Einsparmöglichkeit miss-

braucht werden.

Mit rund 2.500 Teilnehmern 

an der Demonstration war 

der „Europäische Protesttag 

zur Gleichstellung von Men-

schen mit Behinderung“ in 

Berlin laut Angaben der Ver-

anstalter ein toller Erfolg. 

Zudem war es die größte 

Kundgebung an diesem Tag 

in Deutschland.

Bei strahlendem Wetter zog 

der Demonstrationszug vom 

Nollendorfplatz zum Breit-

scheidplatz. Dort erwartete 

die Teilnehmer ein intensives 

politisches Programm. Zum 

Auftakt der Abschlusskund-

gebung sprach Berlins Sozi-

alsenatorin, Elke Breitenbach 

(Die Linke). Ferner richteten Dr. 

Schneider (Hauptgeschäfts-

führer des Paritätischen Wohl-

fahrtsverband Gesamtver-

band) und Marcus Graubner 

(Bundesvorsitzender Allge-

meiner Behindertenverband 

in Deutschland) Grußworte an 

die beeindruckende Zahl von 

Demonstranten. Zudem wa-

ren auch Selbstvertreter, wie 

Sascha Ubrig von der Lebens-

hilfe, auf der Bühne. Gemein-

sam sprachen sie sich für das 

Motto des diesjährigen Pro-

testtags „Inklusion von Anfang 

an“ in all ihren Facetten aus.

Am Nollendorfplatz - vor 

Start der Demo - stimmte zu-

dem Ursula Engelen-Kefer 

(SoVD) in einer mitreißenden 

Rede die Demo-Teilnehmer 

ein. Während des Umzugs 

sorgte der bunte Musik-Wa-

gen vom Verein Dynamis e. V. 

für gute und ausgelassene 

Stimmung.

Peinlich: CDU, FDP und SPD

 
Aus der Politik waren dem 

Aufruf der Veranstalter sowohl 

der Bundestagsabgeordnete 

Sören Pellmann (Die Linke), 

als auch die Abgeordneten 

aus dem Berliner Abgeordne-

tenhaus, Fatos Topac (Bündnis 

90/Die Grünen) und Stefanie 

Fuchs (Die Linke) gefolgt. Zwar 

hatten die Organisatoren alle 

behindertenpolitische Spre-

cher aus dem Bundestag und 

Abgeordnetenhaus eingela-

den, doch SPD, CDU und FDP 

glänzten durch komplette Ab-

wesenheit. Der AfD wollte man 

bewusst keine Bühne geben 

und hatte diese nicht eingela-

den.

An der Demo nahmen tra-

ditionell zahlreiche Persön-

lichkeiten teil: Martin Hoyer 

(Stellv. Geschäftsführer Paritä-

tischer Wohlfahrtsverband – 

Landesverband Berlin), Philipp 

Bertram  (Abgeordneter des 

Berliner Abgeordnetenhaus, 

Die Linke), Klaus Sprenger (Ge-

schäftsführer VDK Berlin-Bran-

denburg) und der ehemalige 

Beauftragte der Bundesregie-

rung für die Belange von Men-

schen mit Behinderung, Hu-

bert Hüppe (CDU).

„Ich bin erfreut, dass die 

neue Route so gut angenom-

men wurde. Ich habe viele 

lobende Worte gehört und 

bisher keine Kritik. Auch der 

Breitscheidplatz ist optimal, 

denn hier fanden alle Vereine 

Platz für einen Info-Stand“, so 

Dominik Peter (Vorsitzender 

des Berliner Behindertenver-

bands).

Neu gegründet

Ein deutschlandweites Bünd-

nis für inklusives Wohnen 

wurde gegründet. Selbstbe-

stimmtes Wohnen ist ein Men-

schenrecht. Insbesondere für 

Menschen mit Behinderungen 

ist dieses Menschenrecht lei-

der immer noch eine Utopie. 

Zudem wird es wegen der 

exorbitant steigenden Preise 

in Berlin immer schwieriger zu 

realisieren.

Mehr Informationen über das 

neue Bündnis lassen sich unter 

www.wohnsinn.org finden.

Bayern-Flop

Die bayerische Staatsregie-

rung wollte bis 2023 alle öf-

fentlichen Gebäude wie etwa 

Bahnhöfe komplett barrierefrei 

gestalten. Die SPD behauptet 

nunmehr, das Projekt mit dem 

Namen „Bayern barrierefrei 

2023“ sei kläglich gescheitert. 

Zu diesem Urteil kommt die 

SPD nach einer Anfrage im 

Bayerischen Landtag. Laut So-

zialministerium lag der Anteil 

der barrierfrei ausgebauten 

Bahnhöfe im Jahr 2014 bei 34 

Prozent - im Jahr 2017 sei der 

Anteil lediglich um fünf Pro-

zentpunkte angestiegen. 

Die BBZ-Meinung dazu: Da-

für können sie in Bayern we-

nigstens Flughäfen bauen.

Youtube-Kanal

Auf dem Youtube-Kanal des 

Berliner Behindertenverbands 

sind gerade zwei neue Video-

clips veröffentlicht worden. 

Zum einen ist ein Interview 

mit Berlins Sozialsenatorin, 

Elke Breitenbach, erschienen. 

Zum anderen ein Video über 

die Forderungen aus der Be-

hindertenbewegung an die 

anstehende Novellierung des 

Berliner Landesgleichberechti-

gungsgesetz.es Dieses Gesetz  

wird derzeit überarbeitet wer-

den.

rbb-Rundfunkrat

Der Berliner Behindertenver-

band e. V. fordert ein, dass im 

demnächst neu zu besetzen-

den rbb-Rundfunkrat ein Ver-

treter aus der Behindertenbe-

wegung einen Sitz erhält. Dies 

hatten die Parteien Die Linke 

und Bündnis 90/Die Grünen 

vor der letzten Landtagswahl 

2016 bei der Beantwortung 

der BBV-Wahlprüfsteine ver-

sprochen. 
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Ein erfolgreicher Protesttag 

in Berlin

Sonne, Sprüche und Symbole
Sascha Ubrig, Deutschlands erster hauptamtlicher Interessenvertreter, während der Abschlusskundgebung am Breitscheidplatz.

Von Christian Grothaus
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Von Jasper Dombrowski

Auf einer Reise musste ich ein-

mal wieder feststellen, dass 

Menschen mit Behinderungen 

überhaupt nicht spontan mit 

Bahn und Bus reisen können. 

Am Vorabend hatte ich erst 

eine Zusage für ein Konzert 

bekommen. Die Veranstalter 

hatten sich in letzter Sekunde 

doch entschieden, dass mich 

eine Person kostenfrei beglei-

ten durfte. Also buchte ich am 

Abend zuvor bei der Bahn die 

Hinfahrt. Aufgrund meiner Er-

fahrung beim Einsteigen, be-

stellte ich eine Einstiegshilfe. 

Spätabends bekam ich eine 

Mail, dass die Hilfe nur bis 20 

Uhr des Vortages hätte bestellt 

werden können. Wir fuhren 

trotzdem. Auch wenn eine kur-

ze Diskussion mit den Zugbe-

gleitern darin endete, dass ich 

mit meinem Rollator zunächst 

zwei Wagen durchfahren 

musste, um mich dann setzen 

zu können. Bei der Rückfahrt 

wollten wir es relativ spontan 

halten. So buchten wir schon 

bei der Hinfahrt im Zug zwei 

Plätze für den Flixbus. Als wir 

am Busbahnhof unsere Rück-

reise antreten wollten, meinte 

der Busfahrer, dass wir meinen 

Rollator 36 Stunden vor Abfahrt 

hätten anmelden müssen. 

Dennoch durfte ich meinen 

Rollator mitnehmen - aller- 

dings wurden neun Euro Sperr-

gepäck-Gebühr berechnet.

Zum Glück habe ich immer 

eine Begleitperson dabei, die 

bei Schwierigkeiten eingreifen 

und meine Hilfsmittel spontan 

kurz vor Abfahrt an einen an-

deren Ort bringen kann. Als 

Rollifahrer hätte man aufgrund 

der Stufen sowieso schlechte 

Karten gehabt. Wenn Deutsch-

land die Inklusion voranbrin-

gen möchte, braucht es noch 

viel mehr. Dazu gehört es auch, 

dass Menschen mit Behinde-

rungen selbstständig, alleine 

und spontan reisen können.

Die Senatsverwaltung hat die 

Zuschlagserteilung für den Be-

trieb der öffentlichen Toiletten 

für die kommenden 15 Jahre 

bekanntgegeben. Den Zu-

schlag erhielt die Wall GmbH. 

Dabei handelt es sich um die 

gleiche Firma, die bereits bis-

her mit der Aufgabe vertraut 

war. Die Wall GmbH hat sich 

im Rahmen einer europawei-

ten Ausschreibung gegen 

Bieter aus dem In- und Aus-

land durchgesetzt. Das bishe-

rige Toilettensystem der Firma 

Wall wird allgemein von vielen 

Verbänden als sicher, sauber, 

funktional und behinderten-

gerecht eingeschätzt.

Der Vorsitzende des Berliner 

Behindertenverbands, Domi-

nik Peter, sieht positive Aspek-

te in der Vergabe an die Firma 

Wall: „Damit wird sichergestellt, 

dass es keine Versorgungseng-

pässe gibt. Dies wäre der Fall 

gewesen, wenn die Firma Wall 

ihre bisherigen Anlagen zum 

31.12.2018 abgebaut hätte 

und eine neue Firma ihre Toi-

letten im Nachgang erst hätte 

aufbauen müssen“. Die zustän-

dige Senatorin, Regine Gün-

ther, meint: „Das Land Berlin 

wird mit den neuen Toiletten-

anlagen eine der modernsten 

Infrastrukturen in diesem Be-

reich in ganz Europa erhalten“. 

Dem hält Peter entgegen, dass 

„die Berlinerinnen und Berliner 

das neue Produkt noch gar 

nicht kennen, mit welchem 

sich die Firma Wall durchge-

setzt hat. Es bleibt daher abzu-

warten, ob wir die neuen Toi-

lettenanlagen ähnlich positiv 

bewerten, wie die Senatorin“. 

Der neue Fahrplan

Bereits in den nächsten 

zwei Jahren werden 193 neue 

Wall-Toilettenanlagen aufge-

baut. Das sind 23 Toiletten 

mehr als im Toilettenkonzept 

geplant. Vorhandene Toilet-

tenanlagen im Bestand des 

Landes Berlin  - insgesamt 37 

-  wird Wall weiter betreiben.  

Weitere 50 Toilettenanlagen 

werden weiterhin auf anderer 

Grundlage betrieben. Insge-

samt ergeben sich 280 Toilet-

tenanlagen in der Grundver-

sorgung. „Wir haben uns mit 

vielen Forderungen durch-

gesetzt. Zum einen, dass der 

reibungslose Betrieb ohne  

Unterbrechung sichergestellt 

wird. Zum anderen, dass es 

mehr Toilettenanlagen geben 

wird“, so Peter. 

Die neuen Unisex-Toiletten 

werden als Modultoiletten er-

richtet, die eine einheitliche 

Gestaltung aufweisen und 

bei Bedarf erweitert werden 

können. 28 Anlagen erhal-

ten Wickeltische, 85 Anlagen 

ein kostenfreies Pissoir. An 43 

Standorten werden Toilet-

ten mit mehreren Sitzplätzen 

errichtet. Alle Toiletten sind 

künftig Eigentum des Landes 

Berlin. Vor dem Start der Seri-

enproduktion erhalten Inter-

essierte die Gelegenheit, einen 

Prototyp zu testen. Für die Rei-

nigung und Instandhaltung 

sollen künftig Qualitätsstan-

dards gelten, deren Einhaltung 

kontrolliert wird.

Resolution
Auf der Mitgliederversamm-

lung des Berliner Behinder-

tenverbands (BBV) haben die 

Mitglieder eine Resolution 

angenommen. Darin werden 

die Landesregierungen von 

Brandenburg und Berlin auf-

gefordert, endlich auch Vertre-

ter von Menschen mit Behin-

derungen im Rundfunkrat zu 

berücksichtigen.  In den Wahl-

prüfsteinen zur Berliner Land-

tagswahl 2016 hatten sich 

Bündnis 90/Die Grünen und 

Die Linke klar dafür ausgespro-

chen und die SPD zeigte sich 

„offen gegenüber“ dem An-

liegen. „Jetzt müssen Wahlver-

sprechen eingelöst werden“, so 

BBV-Vorsitzender Peter.

Neues 
Hochschulgesetz
(Kobinet) In Thüringen gilt jetzt 

ein neues Hochschulgesetz. 

Es verpflichtet die Thüringer 

Hochschulen, sich aktiv für 

die Umsetzung der UN-Kon-

vention über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen 

(UN-BRK) einzusetzen. Hierzu 

sollen sie unter anderem Akti-

onspläne erarbeiten.

Bluttest auf 
Down-Syndrom
Bluttest auf Down-Syndrom 

darf nicht Kassenleistung wer-

den, erklärt Corinna Rüffer, 

Sprecherin für Behinderten-

politik der Bundestagsfraktion 

von Bündnis 90/Die Grünen. 

Sie beruft sich dabei auf den 

Abschlussbericht „Nicht inva-

sive Pränataldiagnostik zur Be-

stimmung des Risikos autoso-

maler Trisomien 13, 18 und 21 

bei Risikoschwangerschaften“ 

des Instituts für Qualität und 

Wirtschaftlichkeit im Gesund-

heitswesen.

Kein 
Teilhabeausweis
Die Bundestagsfraktion der 

FDP hatte einen Antrag ge-

stellt, wonach der Schwerbe-

hindertenausweis in Teilhabe-

ausweis umbenannt werden 

sollte. Den Antrag hat die 

Regierungskoalition (CDU/

CSU, SPD) im zuständigen Aus-

schuss abgelehnt.

Die Wall GmbH erhält 
den Zuschlag

Der Alte ist der Neue

Von Christian Grothaus 
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ABONNIEREN SIE DIE
BERLINER BEHINDERTENZEITUNG

UND LESEN SIE UNSERE ZEITUNG:

FÜLLEN SIE EINFACH DIESEN ABOANTRAG AUS 
UND SCHICKEN DIESEN AN UNS ZURÜCK.

• Erscheint 10 Mal im Jahr
• Europas älteste Behindertenzeitung
• Mit Themen aus Politik, Berlin, Mobilität, Reisen, Gesellschaft, 

Recht, Kultur, Gesundheit und Verbandsleben des Berliner 
Behindertenverband e.V.

• Mit echten Experten wie Rechtsanwälte für die  
Ratgeber-Seiten oder Reisejournalisten für die Reiseseiten
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Von Lutz Kaulfuß
Wie viele Menschen sind ei-
gentlich schwerbehindert oder beinträchtigt? Laut Teilhabe-
bericht der Bundesregierung leben in Deutschland über 12,77 Millionen Menschen mit einer Beeinträchtigung. Der Anteil an der Gesamtbevölke-

rung beträgt damit 15,8 Pro-
zent. Wie der Bericht betont, ist die steigende Anzahl von Menschen, die an einer psy-
chischen Beeinträchtigung lei-
den, stark steigend. Vor allem Menschen im Alter zwischen 45 und 64 Jahren sind davon betroffen. Ihre Anzahl ist von 2005 bis 2013 von 349.000 auf 546.000 Personen gestiegen. Das entspricht einer Steige-

rungsquote von 58 Prozent.
Nach neusten Angaben des Statistischen Bundesamtes le-
ben in Deutschland über zehn Millionen Menschen mit einer amtlich anerkannten Behinde-
rung. Das sind etwas mehr als zwölf Prozent der Bevölkerung. Rund 7,6 Mio. Menschen zäh-
len mit einem Behinderungs-
grad von 50 zu den Schwerbe-
hinderten und machen somit einen Großteil aus. Rund 2,7 Mio. Menschen haben hinge-
gen eine leichtere Behinderung.

Wir werden mehr

Nur knapp vier Prozent der Betroffenen sind mit der Be-
einträchtigung geboren oder haben sie im ersten Lebensjahr erworben. Die verbleibenden 96 Prozent haben ihre Behin-

derung erst im Verlauf ihres Le-
bens erhalten. Mit 86 Prozent überwiegt dabei der Anteil de-
rer, bei denen sie sich als Folge einer chronischen Erkrankung manifestiert hat. Der Bevölke-
rungsanteil der Menschen mit Beeinträchtigungen steigt mit zunehmendem Alter an. Dem-
nach wird der Anteil der Men-
schen mit einer Beeinträchti-
gung kontinuierlich steigen. 

Am 15. September hatte der Berliner Behinderten-verband e. V. - gemeinsam mit anderen Verbänden und Organisatoren zu einem Aktionstag eingeladen. Bei diesem Aktionstag ging es um eine Querung der Spree im Müggelpark. Bisher ist diese nur durch den nicht barrierefreien Spreetunnel mit seinen zahllosen Stufen möglich. 

Der Einladung zum Aktions-
tag waren erfreulicherweise zahlreiche Politiker gefolgt. Etwa die zuständige Senato-
rin Regine Günther (Umwelt, Verkehr und Klimaschutz) aber auch aus dem Abgeordneten-
haus kamen Stefanie Fuchs, Carsten Schatz  (Die Linke), Thomas Seerig (FDP) und Maik 

Penn (CDU). Senatorin Gün-
ther (parteilos/für die Grünen) kündigte unter Anwesenheit zahlreicher Besucher des Ak-
tionstages an, dass sie vollstes Verständnis für das Anliegen einer barrierefreien Querung habe und „nunmehr ernsthaft von ihrer Verwaltung prüfen lassen werde, was machbar ist“. Ihrer Auffassung nach gebe ihr das neue Mobilitätsgesetz hierfür neue Möglichkeiten.

Seit vielen Jahren setzen sich Vereine, Institutionen und lokale Protagonisten für eine barrierefreie Spreequerung ein - bislang erfolglos. Der Ball wurde geschickt zwischen den staatlichen Stellen, wie dem Senat, dem Abgeordneten-
haus (Ausschuss für Umwelt, Verkehr, Klimaschutz und dem Petitionsausschuss) und dem Bezirk (Bezirksbürgermeister, Bezirksverordnetenversamm-

lung) hin und hergeschoben. Mit dem Ergebnis, dass viel Papier beschrieben wurde, die engagierten Bürger dem Ziel aber nicht näher kamen und die Jahre ins Land gingen. 

Klares Ziel vor Augen

Dies empfanden auch die Abgeordneten Stefanie Fuchs und Thomas Seerig als be-
dauerlich. Beide setzten sich während einer Podiumsdis-
kussion ebenfalls für eine Lö-
sung ein - ohne sich jedoch festlegen zu wollen, ob es eine Fähre oder eine Brücke sein soll. Thomas Seerig zeigte sich von der Ankündigung durch die Senatorin zwar erfreut, for-

derte die zuständige Senato-
rin und ihre Verwaltung aber auf, das Projekt „Barrierefreie Spreequerung“ noch in dieser Legislaturperiode anzugehen. 

Stefanie Fuchs forderte zudem, dass „gerade städtische Rand-
bezirke stärker in den Fokus genommen werden müssen“. 

Da der Aktionstag auch dazu da war, mit den anwe-
senden Aktionstagsbesuchern zu diskutieren, wurde eine Dis- kussionsrunde geöffnet. Ein Teilnehmer, André Nowak (vom Allgemeinen Behindertenver-

band in Deutschland) regte an, die ständig steigenden  Einnahmen aus der Betten-
steuer (Tourismussteuer) hier anzulegen und beispielsweise eine barrierefreie Brücke zu bauen.

Zugang zum Bun-
desfreiwilligen-
dienst
Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die Belan-
ge von Menschen mit Behin-
derungen, fordert eine bessere Finanzierung von Unterstütz- ungsleistungen für Menschen mit Behinderungen, die den Bundesfreiwilligendienst ab-

solvieren wollen.

Petition gegen 
Bluttest
Nahezu 5.000 Menschen ha-
ben bisher eine Petition gegen den Bluttest auf Down-Syn-
drom als Kassenleistung un-
terstützt, die über die Petiti-
onsplattform von change.org gestartet wurde. Der Gemein-
same Bundesausschuss von Ärzten, Kliniken und Kranken-
kassen prüft aktuell, ob ein Bluttest auf Trisomie 21 in den Leistungskatalog der gesetzli-
chen Krankenversicherungen aufgenommen und bezahlt werden soll.

Bewährte 
Ausgleichsabgabe
Die Ausgleichsabgabe hat sich bewährt, so das Bundesminis-
terium für Arbeit und Sozia-
les in einer Antwort auf eine Kleine Anfrage der Partei DIE LINKE. Die Zahl arbeitsloser schwerbehinderter Menschen ist von 2013 bis 2017 um 9,1 Prozent gesunken.

Berliner Bewerbung
Berlin bewirbt sich um die Aus-
tragung der Special Olympics Weltspiele im Jahr 2023. Un-
terstützt wird die Bewerbung vom Bundesministerium des Innern und dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB).

Vermögensanrech-
nung
Das Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben in NRW und das NITSA haben eine Broschüre veröffentlicht. Diese gibt einen Überblick über die Veränderungen bei der An-

Senatorin Günther kündigt ihre Unterstützung an

Gelungener Aktionstag Barrierefreiheit

Von Dominik Peter 
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Regine Günther ist seit Dezember 2016 Senatorin für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz in Berlin (parteilos/für die Grünen).
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Von Dominik Peter
Wer wissen will, wie die Bun-deskanzlerin Angela Merkel (CDU) tickt, der sollte wissen, wie sich die Kanzlerin bei ei-ner Diskussion mit Bürgern in der Europäischen Rechtsaka-demie Trier kürzlich äusserte. Dort wurde Frau Merkel von Nancy Poser gefragt, ob sie zusichern könne, dass keine (weiteren) Menschen gegen ihren Willen in ein Heim bzw.  eine Gemeinschaftsunterkunft abgeschoben werden. Nan-cy Poser bezog sich bei ihrer Frage auf die Tatsache, dass es diese Möglichkeit durch das Bundesteilhabegesetz gibt. Das Bundesteilhabegesetz wurde zum Ende 2016 mit den Stimmen der Großen Koalition (CDU/CSU und SPD) beschlos-sen. Das führte zu enormer Kritik seitens der Behinderten- und Sozialverbände vor der Verabschiedung des Gesetzes.

Der Eiertanz

Merkel eierte wie selten herum, um sich im Wesentli-chen so zu äußern: „Ich kann nicht zusichern, dass niemand in einer Gemeinschaftsunter-kunft leben“ muss. Dies ist eine klare Ansage und ein Schlag ins Gesicht von besonders schutzwürdigen Menschen.Meiner Meinung nach, ist dies mit dem Selbstverständnis der CDU nicht vereinbar. Die Par-tei schreibt nämlich auf ihrer Internetseite unter Selbstver-ständnis der CDU: „Die CDU ist für jeden offen, der die Würde und Freiheit aller Menschen und die daraus abgeleiteten Grundüberzeugungen unserer Politik bejaht. 
Ein menschlicher, an christ-lichen Werten ausgerichteter Kurs: Das sind Kompass und Richtmaß unserer Politik“. So krass können Parteiaussagen von der handelnden  Politik abweichen. 

BBZ/DPE Mit der Vorstellung der neuen App „DB Barriere-frei“ präsentierte Dr. Richard Lutz, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn, einen weiteren Meilenstein in Richtung Barrierefreiheit bei der DB in Berlin.

Mit der App „DB Barrierefrei“ können Reisende mit kogni-tiven, körperlichen oder Sin-nesbehinderungen erstmals alle Informationen entlang der Reisekette in einer für sie geeigneten Form abrufen. Die Anzeigen werden akustisch und visuell wiedergegeben. Die aktuelle Funktionsfähigkeit von Aufzügen und Rolltreppen kann geprüft werden. Wichti-ge Änderungen im Reiseplan werden per Push-Nachricht übermittelt. 

Interessant ist auch die Tat-sache, dass die Bahn in ihrer Pressemeldung ausdrücklich darauf hinweist, dass „die App auch für Reisende mit Kinder-wagen oder schwerem Ge-päck hilfreich ist. Eine Tatsache, auf die Behindertenverbände unisono seit Jahren hinwei-sen. Details unter bahn.de/app-barrierefrei.
Dr. Richard Lutz: „Ich freue mich, dass wir mit der neuen App „DB Barrierefrei“ einen großen Schritt auf dem Weg zu einer Mobilität für alle gehen! Seit nunmehr 15 Jahren entwi-ckelt die Arbeitsgruppe gezielt konkrete Verbesserungen für Menschen mit Behinderungen in Zügen und Bahnhöfen. Für die Arbeit als ‚Experten in eige-ner Sache‘ danke ich allen von Herzen“.

Langsamer Fortschritt
Der Beauftragte der Bun-desregierung für die Belange von Menschen mit Behinde-rungen, Jürgen Dusel (seit  9. Mai 2018 im Amt) meinte dazu: „Ich begrüße die Akti-vitäten der Deutschen Bahn und die Arbeit der Programm-begleitenden Arbeitsgrup-pe sehr. Die Herstellung von Barrierefreiheit ist eine an-spruchsvolle und notwendige Aufgabe, weil die Gruppe der Menschen mit Behinderungen sehr unterschiedlich ist. Die Idee vom Design für alle - das muss der künftige Anspruch sein.“

Mit Inkrafttreten des Behin-dertengleichstellungsgesetzes im Jahr 2003 hat die Kontakt-stelle für kundenbezogene Behindertenangelegenheiten bei der DB ihre Arbeit und 

damit den regelmäßigen Aus-tausch mit Menschen mit Be-hinderungen aufgenommen. Gleichzeitig wurde die soge-nannte „Programmbegleiten-de Arbeitsgruppe“ ins Leben gerufen. Der Deutsche Behin-dertenrat (DBR) entsendet die Vertreter dieser Gruppe. Auch anderweitig geht es bei der Deutschen Bahn voran, wenn auch aus Sicht der Behinder-tenverbände, viel zu langsam. Von den rund 5.400 Bahnhö-fen sind bereits 77 Prozent stufenlos erreichbar. Pro Jahr kommen durchschnittlich 100 Stationen dazu. Allerdings sind bis heute nur 4.900 der 9.200 Bahnsteige mit einem taktilen Leitsystem aus Bodenindikato-ren ausgestattet.

Beitragsparität
Der Bundestag hat beschlos-sen, in der gesetzlichen Kran-kenversicherung (GKV) ab 2019 die paritätische Finanzie-rung wieder einzuführen. Die Rückkehr zur Beitragsparität zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die im Koaliti-onvertrag von Union und SPD vereinbart worden war, wird von vielen Verbänden begrüßt.

Assistenzkräfte dürfen mit
Menschen mit Behinderungen können grundsätzlich auch ihre Assistenzpflegekräfte mit-nehmen, wenn sie in einem Hospiz aufgenommen wer-den, so die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke. Es gebe grundsätzlich keine gesetzliche Regelung, die dies untersagen würde.Die Linke kritisiert, dass Behin-derte bei einem Krankenhaus-aufenthalt ihre Assistenzkräfte nur mitnehmen dürften, wenn sie diese über das Arbeitge-bermodell selbst beschäfti-gen. Eine Ausweitung dieser Ausnahmeregelung sei nicht vorgesehen, so die Bundesre-gierung. 

Social Media für SelbsthilfegruppenSelbsthilfegruppen möchten häufig ihre Anliegen der Öf-fentlichkeit mitteilen, über ein Krankheitsbild informieren, Möglichkeiten der Selbsthilfe aufzeigen oder neue Teilneh-mende finden. Hier bieten die Sozialen Medien (Facebook, Twitter, Instagram usw.) gute Möglichkeiten der gezielten Öffentlichkeitsarbeit und Ver-netzung. Über diese Themen und wie das geleistet werden kann, wird in einem Seminar informiert und diskutiert.  Die-ses ist kostenlos und findet bei SEKIS statt (Bismarckstraße 101, 10625 Berlin). Anmeldun-gen unter Tel.: 030 / 890 285 31 oder E-Mail: sekis@sekis-berlin.de.

Deutsche Bahn wird besser

Neue Bahn-App
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Cooperative Mensch
Mittendrin

Seit über 60 Jahren engagieren wir uns für Menschen mit Behinderungen.  

Als Genossenschaft sind wir Trägerin von Einrichtungen und Diensten,  

die eine umfassende Betreuung und vielseitige Förderung anbieten: 
•  Stationäres Wohnen•  Ambulante Dienste (Betreutes Einzelwohnen 

 in eigener Wohnung und Wohngemeinschaften)

•  Intensivfördergruppe für Kinder mit hohem Hilfebedarf
•  Tagesförderstätten•  Integrations-Kindertagesstätten•  Kinder- und Jugendambulanzen / Sozialpädiatrische Zentren

•  Ehrenamtliche und Praktikanten gesuchtWeitere Auskünfte geben wir Ihnen gern in einem persönlichen Gespräch. 

Mittendrin         –   im Mittelpunkt der Mensch

Spendenkonto: 
IBAN DE38 1002 0500 0003 3414 14 BIC BFSWDE33BER    

Cooperative Mensch eG Kurfürstenstraße 75, 10787 Berlin  Telefon (030) 225 00 - 0post@co-mensch.de www.cooperative-mensch.de   

gegründet als Spastikerhilfe Berlin eG
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Ein 
einmaliges 

Projekt der 
Behinderten-
bewegung

Ja, ich möchte die Berliner Behindertenzeitung jährlich zehn Mal lesen.

Die Zeitungen sollen an meine Adresse geschickt werden:

Ich möchte die Zeitungen verschenken und sollen an diese Adresse:

Sie erleichtern uns die Arbeit mit einer Genehmigung für eine 
Abbuchung von ihrem Konto per Lastschrift.

Abonement

Hiermit genehmige ich dem Berliner Behindertenverband 
die Abbuchung des Abobetrages per Lastschrift.

Solidarabonement

Förderabonement
15,00 Euro pro Jahr

reduzierter Betrag - auf Anfrage für ALG II-Empfänger, 
Kleinrentner und Studenten möglich

Name und Anschrift

Name und Anschrift des Glücklichen

Datum, Name und Unterschrift 

Kontoinhaber und IBAN

Berliner Behindertenverband e. V., Jägerstraße 63D, 10117 Berlin, Tel.: 030 / 204 38 47www.berliner-behindertenzeitung.de

Der Betrag wird einmal im Jahr abgebucht. Nach Absprache können Sie uns den Betrag auch überweisen.
Für Mitglieder des Berliner Behindertenverbands e. V. ist der Bezug der BBZ im Mitgliedsbeitrag erhalten.

25,00 Euro pro Jahr
50,00 Euro pro Jahr
 Euro pro Jahr
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Viele unter uns, haben sich 
auf den 5. Mai gefreut. Tra-
ditionell findet an diesem 
Tag eine Demonstration und 
eine Kundgebung statt. We-
gen der Corona-Pandemie 
fällt dies leider aus. Dabei 
waren die Flyer und Plaka-
te schon gedruckt. Im Mit-
telpunkt des diesjährigen 
Protesttags hätte das 1. Ber-
liner Behindertenparlament 
gestanden, die Fortschritte 
und Versäumnisse im Land 
Berlin und vieles mehr, auf-
gezeigt hätte. 

Den 5. Mai möchten wir 
jedoch nicht einfach verstrei-
chen lassen, weshalb wir Per-
sönlichkeiten aus der Politik 
und aus den Vereinen gefragt 
haben, was sie derzeit bewegt, 
antreibt und was für sie wich-
tig ist. Hier die Antworten all 
derjenigen, die sich beim Pro-
testtag oder dem 1. Berliner 
Behindertenparlament einge-
bracht haben.

Europäischer Protesttag zur Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderung

Anlässlich zum 5. Mai
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Von Lutz Kaulfuß und Team

Thomas Seerig
Fraktion der Freien Demokraten 
im Abgeordnetenhaus

Wir brauchen mehr Behinderte in 
den Parlamenten statt mehr Parla-
mente für Behinderte.  Menschen 
mit Handicap sind gewohnt, mit 
Schwierigkeiten umzugehen und 
neue Lösungen zu finden. Diese 
Stärken sollten wir stärker nutzen, 
denn sie helfen auch beim inter-
nen Wettbewerb in Parteien um 
Parlamentsmandate. Damit end-
lich gilt: Mit uns statt über uns.

Sebastian Weinert 
Fürst Donnersmarck-Stiftung

Eine gute Rehabilitation ist 
Voraussetzung für eine gelungene 
Inklusion. Die Fürst
Donnersmarck-Stiftung fordert, 
den Rehabilitationsauftrag der 
Krankenkassen vollumfänglich 
anzuerkennen. Wirksame Rehabili-
tation muss finanziert werden,
einen Kostenvorbehalt darf es 
nicht geben. 

Stefanie Fuchs 
Fraktion Die Linke
im Abgeordnetenhaus

Jeder Mensch mit Behinderung soll unabhängig von 
bestandenen Einstellungstests zu Vorstellungs-
gesprächen eingeladen werden, egal ob die
Bewerbung für einen Ausbildungsplatz ist oder für eine 
reguläre Stelle. Menschen mit Behinderungen sollten 
ihre Fähigkeiten und Begabungen zeigen können und 
nicht durch einen abstrakten Test aussortiert werden. 
Gerade die Berliner Verwaltung muss hier mit gutem 
Beispiel voran gehen.

Gerlinde Bendzuck 
Landesvereinigung Selbsthilfe

Wir fordern: Freie Wohnort-Wahl ohne MDK-Prüfung auch für Beatmungspatient_Innen – für ein UN-BRK-konformes 
IPReG. Gesunde Mobilität für Alle: inklusiven Berlkönig und Inklusionstaxi jetzt massiv ausbauen. Keine monatelan-
gen selektiven Ausgangsbeschränkungen für „Corona-Risikogruppen“, sondern inklusive Schutzkonzepte für die 
gesamte Bevölkerung.

Lars Düsterhöft 
SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus

Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Wenn wir das „Behindertenparla-
ment“ verschieben, werden wir die Zeit nutzen, um es noch besser vor-
zubereiten. Neben all den wichtigen Themen, finde ich es wichtig, dass 
wir angesichts der Corona-Krise den Fokus auf die Versäumnisse setzen. 
Die Lücken, die erkannt wurden, gilt es zu schließen. Ich bin entsetzt, 
dass eugenische Fragestellungen, die Menschen einzuteilen, wieder 
eine Rolle spielen. Bleiben Sie gesund. 

#MissionInklusion 
Los geht‘s 

mit Dir!



Maik Penn 
CDU-Fraktion
 im Abgeordnetenhaus

Anlässlich des Europäischen Protesttags sollten 
wir trotz ausbleibender Demo wegen der  
Corona-Krise unseren Blick darauf richten, dass 
es für Menschen mit Behinderung noch immer 
nicht die gleichen Möglichkeiten gesellschaftli-
cher Teilhabe gibt. Im Parlament setze ich mich 
dafür ein, dass ein Maßnahmenplan zur Umset-
zung der UN-BRK 2020-2025 kontinuierlich fort-
geschrieben wird.

Sascha Ubrig
Lebenshilfe e.V. Berlin

Wir brauchen viel mehr Informationen in Leichter 
Sprache! Das zeigt die Corona-Krise ganz deutlich. 
Fehlende und schlecht verständliche Information 
können Angst machen. Menschen mit
Beeinträchtigung müssen verstehen, worum es geht. 
Was sie selbst tun können. Teilhabe erfordert Leichte 
Sprache. Das gilt auch für das Berliner Behinderten-
parlament!

Fatoş Topaç 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
im Abgeordnetenhaus

Teilhabe bedeutet nicht nur, dass wir Politik für 
Menschen mit Handicaps machen, sondern Zugänge 
und Strukturen schaffen, sie unterstützen und dabei 
empowern es selbst zu tun! Das Behindertenparlament 
ist ein erster Schritt. Mir ist wichtig, dass wir Alle 
ansprechen! Gerade Menschen mit Migrationsge-
schichte und BPoC sind doppelt marginalisiert – nichts 
über uns- ohne uns! greift hier nicht. 

Dominik Peter 
Berliner Behindertenverband e.V.

Die Pandemie hat große Auswirkungen. Dieses Jahr werden 
wir in der Öffentlichkeit kaum sichtbar sein. Auch langfris-
tig wird die Pandemie uns zurückwerfen. Nach den großen 
Hilfspaketen wird Kassensturz gemacht und ich befürchte, 
dass viele Streichungen im Sozialbereich geschehen könn-
ten. Forderungen nach mehr barrierefreien und bezahlbaren 
Wohnraum werden wirkungslos verhallen. 
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BBZ/PM Die neue Beauf-
tragte für Menschen mit 
Behinderungen für den Be-
zirk Lichtenberg, Daniela 
Kaup, hat am 16. April 2020 
ihre Arbeit aufgenommen. 
Daniela Kaup, geboren am 
16.09.1980, leitete seit 2015 
die Lichtenberger Begeg-
nungsstätte RoBertO der 
RBO – Inmitten gemein-
nützige GmbH und ist seit 
2019 ehrenamtliches Vor-
standsmitglied im Lichten-
berger Beirat von und für 
Menschen mit Behinderun-
gen, Mitglied der Bürgerjury 
Lichtenberg und im Berliner 
Behindertenverband „Für 
Selbstbestimmung und 
Würde e.V.“

Bezirksbürgermeister Mi-
chael Grunst (Die Linke) gra-
tulierte: „Wir freuen uns sehr, 
mit Daniel Kaup eine überaus 
qualifizierte Kandidatin gefun-
den zu haben. Sie ist zudem 
jemand, die diesen Bereich 
in unserem Bezirk bereits gut 
kennt und sich dort stark en-
gagiert hat. Lichtenberg geht 
voran! Wir haben zum Beipsiel 
mit der Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention 
begonnen, noch bevor ein Ak-
tionsplan verpflichtend wur-
de. Gemeinsam werden wir 
die nächsten Schritte in die-
se Richtung gehen. Ich freue 
mich auf die Zusammenarbeit 
und wünsche ihr gutes Gelin-
gen.“

„Daniela Kaup: Lichtenberg 
hat buchstäblich einen Plan, 
wenn es um Inklusion geht. 
Der Aktionsplan zur Umset-
zung der UN-Behinderten-
rechtskonvention enthält alle 
bezirklichen Aktivitäten und 
wird zunächst meine Arbeits-
grundlage sein. Nach und 

nach werde ich natürlich auch 
eigene Ideen einbringen. Der 
Beirat von und für Menschen 
mit Behinderungen und die 
Gespräche mit den Lichten-
berger*innen werden dabei 
richtungsgebend sein. Es soll-
te selbstverständlich werden, 
dass alle Veränderungen nicht 
nur für Menschen mit Behin-
derungen umgesetzt werden, 
sondern mit ihnen.“

Daniela Kaup wurde nach 
einem strukturierten Aus-
wahlverfahren am 3. Februar 
2020 als geeignete Kandida-
tin ausgewählt und wurde 
am 20. Februar 2020 von der 
Bezirksverordnetenversamm-
lung Lichtenberg bestätigt. 
Nach einem Master-Studium 
der Erziehungs- und Sozialwis-
senschaften war sie außerdem 
von 2012 bis 2014 Leiterin des 
Familienentlastenden Dienstes 
Lebenshilfe e.V. Burgdorf und 
2015 als Sozialpädagogische 
Fachkraft beim Sozialthera-
peutischen Institut Berlin Bran-
denburg e.V. tätig.

Der Beauftragte der Bundes-
regierung für die Belange 
von Menschen mit Behinde-
rungen, Jürgen Dusel, be-
grüßt die vorgelegten Emp-
fehlungen der Akademie 
der Wissenschaften Leopol-
dina. Die interdisziplinäre 
Arbeitsweise spreche für 
ein inklusives Weltbild der 
Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler. Besonders 
lobenswert sei der Ansatz, 
vielfältige Perspektiven in 
die Abwägungsprozesse 
einzubeziehen, insbesonde-
re wenn es um staatlich ver-
ordnete Maßnahmen zum 
Schutz vor der Pandemie 
gehe, die wichtige Rechts-
güter einschränkten. So wird 
in dem Papier eine „vorbeu-
gende Segregation einzel-
ner Bevölkerungsgruppen, 
[…], allein zu deren eigenem 
Schutz als paternalistische 
Bevormundung“ abgelehnt.

 
Mit Blick auf die unter-

schiedlichen Belange der Men-
schen mit Behinderungen und 
besonders gefährdeter Grup-
pen sagt der Regierungsbe-
auftragte jedoch: „Diese Pers-
pektive kommt mir, sobald das 
Papier konkreter wird, jedoch 
zu kurz. So ist es zum Beispiel 
enorm wichtig, für konsequent 
barrierefreie Kommunikation 
und Angebote zu sorgen, da-
mit wirklich alle die Möglich-
keit haben, sich auf den glei-
chen Wissensstand zu bringen. 
Das betrifft aktuelle Informa-
tionen der Regierung, Coro-
na-Apps und auch digitale Un-
terrichtsmaterialen. Darüber 
hinaus sollte nicht nur das Tra-
gen eines Mund-Nasen-Schut-
zes in einzelnen Bereichen des 
öffentlichen Raums empfoh-
len werden. Besonders anste-
ckungsgefährdete Menschen 
sollten so bald wie möglich mit 
entsprechenden FFP2-Schutz-

masken versorgt werden, da-
mit auch sie die Möglichkeit 
haben, sich bei Bedarf frei im 
öffentlichen Raum zu bewe-
gen und beispielsweise ein-
kaufen oder zur Arbeit gehen 
zu können. Ziel sollte ein mög-
lichst risikoarmes aber selbst-
bestimmtes Leben für alle 
Menschen sein - auch in der 
Pandemie.“ Der Beauftragte 
schließt sich der Forderung der 

Leopoldina an, Hilfsangebote 
niedrigschwellig und barriere-
frei zugänglich zu machen - sei 
es für Menschen mit Hör- oder 
Sehbehinderungen oder mit 
Lernschwierigkeiten. 

Vor allem müsse dies aber 
nachhaltig erfolgen, das heißt 
sämtliche Entscheidungen 
sollten auch über Corona hi-
naus die Diversität der Ge-
sellschaft berücksichtigen 

und die gleichberechtigte 
Teilhabe insbesondere auch 
von Menschen mit Behinde-
rungen garantieren. Dafür sei 
es wichtig, die Interessenver-
tretungen von Menschen mit 
Behinderungen am Diskurs 
zu beteiligen. „Dann birgt 
die aktuelle Krise auch die  
Chance, eine inklusive Gesell-
schaft zu fördern,“ so Jürgen 
Dusel.

Mai 2020 BBZZeitgeschehen10

Neue Beauftragte 
für Menschen mit 
Behinderungen

Belange von Menschen mit Behinde-
rungen stärker berücksichtigen

Bezirk LichtenbergExit-Strategie inklusiv gestalten
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WERDEN SIE MITGLIED DES
BERLINER BEHINDERTENVERBANDS

UND PROFITIEREN SIE VON EINER STARKEN GEMEINSCHAFT

FÜLLEN SIE EINFACH DIESEN ANTRAG AUS 
UND SCHICKEN DIESEN AN UNS ZURÜCK.

• Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB)
• Beratung zu Themen Freizeit, Reisen & Urlaub
• Beratung zu ÖPNV & Mobilität
• Für Mitglieder eine kostenlose Rechts(erst)beratung
• Zahlreiche Freizeitangebote wie Kaffeeklatsch, Kulturkreis, 

inklusives Kegeln
• Junge Selbsthilfegruppe „Rad ab!“
• verschiedenste Veranstanstaltungen wie BBV-Forum, 

Europäischer Protesttag am 05. Mai
• Zehn Mal im Jahr die Berliner Behindertenzeitung frei Haus

Wir
freuen 
uns auf 

Sie!

Ja, ich möchte Mitglied des Berliner Behindertenverbands werden.

Sie erleichtern uns die Arbeit mit einer Genehmigung für eine 
Abbuchung von ihrem Konto per Lastschrift.

Mitgliedschaft

Hiermit genehmige ich dem Berliner Behindertenverband 
die Abbuchung des Mitgliedsbeitrages per Lastschrift.

4,00 Euro pro Monat 
plus einmalig 4,00 Euro 
Aufnahmegebühr

Datum, Name und Unterschrift 

Kontoinhaber und IBAN

Berliner Behindertenverband e. V., Jägerstraße 63D, 10117 Berlin, Tel.: 030 / 204 38 47
Nach Absprache können Sie uns den Betrag auch überweisen.

Name

Telefonnummer

Beginn der Mitgliedschaft

Anschrift

E-Mail

Datum und Unterschrift

www.bbv-ev.de

Solidarmitgliedschaft

Fördermitgliedschhaft

reduzierter Betrag - auf Anfrage für ALG II-Empfänger, 
Kleinrentner und Studenten möglich

Ich möchte vierteljährlich  halbjährlich jährlich zahlen.

7,50 Euro pro Monat 
plus einmalig 7,50 Euro 
Aufnahmegebühr
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Das Projekt Junge Selbsthil-
fe Berlin Mitte  ist im Jahr 
2012 entstanden. Die Über-
alterung in vielen Selbsthil-
fegruppen und – verbänden 
lies vermuten, dass junge 
Menschen, die Selbsthil-
fegruppen für sich nutzen 
wollten, scheinbar andere 
Formen des Angebots brau-
chen. Häufig kamen junge 
Menschen zu einer Bera-
tung in die Selbsthilfe- Kon-
takt- und  Beratungsstelle 
Berlin Mitte (SHK Mitte), die 
im Anschluss der Beratung 
eine Selbsthilfe besuchten. 
Leider blieben die jungen 
Menschen oft nicht lange in 
den bestehenden Selbsthil-
fegruppen. 

Die Mitarbeitenden der 
SHK Mitte sahen hier Hand-
lungsbedarf und stellten 2012 
einen Projektantrag bei der 
AOK Nord Ost für eine weite-
re Arbeitskraft die ihren Fokus 
ausschließlich auf die „jungen 
Selbsthilfe“ richten sollte. Die-
se Stelle wurde von der Kol-
legin Franziska Leers besetzt, 
welche als Ansprechpartnerin 
fungierte. Gemeinsam wurden 
Angebote mit und für jungen 
Menschen in Selbsthilfegrup-
pen geschaffen, die zum größ-
ten Teil heute noch bestehen.

Warum braucht es 
ein Projekt 

„Junge Selbsthilfe“?

Es gibt mehrere Gründe, 
warum es das Projekt „Junge 
Selbsthilfe“  braucht. Ein gra-
vierender Grund ist, wie bereits 
erwähnt, die Überalterung 
in der Selbsthilfewelt. Junge 
Menschen wurden durch Bera-
tungsgespräche in bestehen-
de Selbsthilfegruppen vermit-
telt. Viele Vermittlungen waren 
erfolgreich, allerdings gab es 
immer wieder Rückmeldun-
gen von jungen Menschen, 
dass sie sich zwar in den Grup-
pen willkommen fühlen, sich 
aber auf Grund des hohen Al-
tersunterschieds zu den ande-
ren Gruppenteilnehmenden 
nicht mit deren Themen iden-
tifizieren konnten. Die Identifi-
kation mit Anderen ist  jedoch 
ein wesentlicher Indikator für 
den Erfolg von Selbsthilfe-
gruppen.

Ein weiterer Aspekt ist die 
Tatsache, dass junge Men-
schen das Konzept der Selbst-
hilfe anders nutzen wollen. 
Zwar steht der Austausch nach 
wie vor im Vordergrund, es 
werden aber gerne auch an-

dere Formate gewählt. So gibt 
es beispielsweise die Selbst-
hilfegruppe „MutArt Labor“. 
Hier treffen sich Menschen mit 
Psychose Erfahrungen, um ge-
meinsam Improvisationsthea-
ter zu spielen. Die Gruppe tritt 
mittlerweile auch öffentlich 
auf. Ein weiteres Format findet 
sich in einer jungen Gruppe, 
die sich seit 2010 zum Thema 
„Soziale Ängste“ trifft.  Auch 
hier wird sich ausgetauscht, 
wobei regelmäßig praktische 
Übungen durchgeführt wer-
den, die dazu dienen, Ängste 
zu überwinden. 

Welche Aktivitäten gibt es 
in Berlin/bundesweit?

Mittlerweile gibt es knapp 
60 junge Selbsthilfegruppen 

zu ganz unterschiedlichen 
Themen in Berlin. Eine Über-
sicht gibt es  in der Datenbank 
von Sekis Berlin. Seit 2013 den 
Berliner Stammtisch der Jun-
gen Selbsthilfe. Jeden letzten 
Dienstag im Monat treffen 
sich junge Menschen in einem 
Cafe, um sich gemeinsam in 
einer lockeren Atmosphä-
re zu Themen rund um die 
Selbsthilfe auszutauschen. Der 
Stammtisch ist auch als nied-
rigschwelliges Erstangebot für 
junge Menschen zu verstehen, 
die noch keine Erfahrungen 
mit Selbsthilfegruppen ha-
ben. Ein Vorteil des Stammti-
sches ist, dass man nicht ver-
bindlich in einer Gruppe sein 
muss. Es gibt den Newsletter 
der Jungen Selbsthilfe Berlin, 
mit mittlerweile mehr als 500 

Abonnenten. Seit 2013 wer-
den interaktive Workshops 
an drei Hochschulen in Berlin 
durchgeführt. Studierende der 
Sozialen Arbeit, Heilpädago-
gik und aus dem Pflege und 
Gesundheitswesen erhalten 
einen Einblick in das Angebot 
von Selbsthilfegruppen. Das 
Besondere an den Workshops 
ist, das junge Selbsthilfeaktive 
die Workshops mitgestalten, 
indem sie mit vor Ort sind und 
von ihren Erfahrungen in einer 
Selbsthilfegruppe berichten. 
Mittlerweile haben über 1000 
Studierende diese Workshops 
besucht.

Es gibt den Arbeitskreis 
Junge Selbsthilfe. Hier treffen 
sich Mitarbeitende aus Ber-
liner Selbsthilfe, Kontakt und 
Beratungsstellen, um gemein-

sam die Junge Selbsthilfe zu 
stärken und zu unterstützen.
Auch bundesweit ist die Jun-
ge Selbsthilfe aktiv. Es gibt das 
jährlich stattfindende Bun-
destreffen der Jungen Selbst-
hilfe. Im Jahr 2019 ist der  Blog 
„Lebensmutig“  entstanden. 
Junge Selbsthilfeaktive aus 
ganz Deutschland schreiben 
ihre Sicht zu Themen, die je-
den Monat einen anderen 
Schwerpunkt haben. Die NA-
KOS ist die Ansprechpartnerin 
für die Junge Selbsthilfe auf 
Bundesebene. 

Wie siehst Du die Zukunft 
der Selbsthilfe allgemein?

Ich denke, es wird zuneh-
mend wichtiger, dass Selbsthil-
fegruppen auch für Menschen 

unter  18 Jahren unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen ange-
boten werden können. Die 
Menschen, die im psychoso-
zialen Bereich Hilfe brauchen, 
werden immer jünger. Die 
Selbsthilfe trägt wesentlich zur 
Entstigmatisierung bei. In un-
serer Gesellschaft gibt es heute 
mehr Bereitschaft, offen über 
eigene Schicksalsschläge oder 
auch Krankheiten zu sprechen, 
als das noch vor zwanzig Jah-
ren der Fall war. Dies lässt sich 
ganz besonders im Bereich der 
psychosozialen Themen beob-
achten. Aktuell lässt sich nur 
schwer etwas über die Zukunft 
der Selbsthilfe sagen. Eins ist 
aber sicher: Sie wird immer 
bestehen bleiben und sich im-
mer wieder neu erfinden. 
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Junge Selbsthilfe im Land Berlin
Serie: Selbsthilfe und Selbsthilfegruppen

Diese Artikelseite wird durch die
AOK Nordost unterstützt.

Von Anja Breuer
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Beratungsangebote des Berliner Behindertenverbands

Rechts-
beratung
Der BBV bietet 

seinen Vereinsmitgliedern 
eine kostenlose Erstbera-
tung an. Der Termin der 
nächsten Rechtsberatung 
kann im BBV-Büro erfragt 
werden. Wer Interesse an 
diesem Beratungstermin 
hat, wird gebeten, sich vor-
ab telefonisch anzumelden 
(zwingend notwendig). 
Anmeldungen nehmen wir 
täglich zwischen 10:00 und 
16:00 Uhr entgegen (Tel.: 
030 / 204 38 47). Wegen 
des großen Zuspruchs der 
Rechtsberatung, kann sie 
kostenfrei nur von Mitglie-
dern des Berliner Behinder-
tenverbands e. V. wahrge-
nommen werden. Wichtig 
ist zudem, dass zu dem Be-
ratungstermin alle notwen-
digen Unterlagen oder vor-
handener Schriftverkehr 
mitgebracht werden.
Der Beratungstermin findet 
in den  BBV-Räumlichkeiten 
statt. 
Adresse: Jägerstraße 63D, 
10117 Berlin (barrierefreier 
Zugang und Toilette).

Hintergrundinformatio-
nen: Was ist eine Erstbera-
tung, was kann diese leisten 
und auf welche Leistungen 
haben unsere Mitglieder 
Anspruch? Um diese und 
andere Fragen beantwor-
ten zu können, haben wir 
einen eigenständigen Flyer 
aufgelegt. Diesen können 
Sie im BBV abholen oder 
sich auf unserer Internet-
seite herunterladen (www.
bbv-ev.de).

Freizeit, Reise 
& Urlaub
Dominik Peter 

berät Behinderte sowohl zu 
Themen wie „Flugreisen für 
Mobilitätseingeschränkte“, 
als auch zu den Themen 
wie Verhinderungs- und 
Kurzzeitpflege, Spezialver-
anstalter, Reisebegleiter, 
Reiseassistenz, mobile Pfle-
gedienste, Pflegehotels, 
Hilfsmittelverleih vor Ort 
(wie Pflegebett, Falt- und 
E-Rollstuhl,  Dusch- und To-
ilettenrollstuhl, Lifter,  Scoo-
ter), Zuschüsse durch Kran-
ken- und Pflegekasse. 

Termin: 
Der Beratungstermin findet 
in den BBV-Räumlichkeiten 
statt. Adresse: Jägerstraße 
63D, 10117 Berlin (barriere-
freier Zugang und Toilette). 
Zwecks eines Beratungster-
mins setzen Sie sich bitte 
mit uns per Email in Kontakt:  
vorsitzender@bbv-ev.de.

ÖPNV &
 Mobilität

In Berlin gibt es 
für Menschen mit Behinde-
rung einen sogenannten 
Sonderfahrdienst (SFD), 
der für private Fahrten ge-
nutzt werden kann. Zudem 
wird auch eine Treppenhilfe 
durch den SFD angeboten. 
Wir erklären, wer den Fahr-
dienst nutzen kann, wie die 
Anmeldung dafür funkto-
niert, wie hoch der Eigen-
beitrag ist und viele wei-
tere Fragen rund um diese 
Dienstleistung. Zudem 
beraten wir zu Themen, 
wie Berliner Mobilitätshil-
fedienste, Bus & Bahn-Be-
gleitservice, Bahnfahrten, 
Besuchs- und Begleitdiens-
te, Fahrdienste im Auftrag 

der Krankenkassen und bar-
rierefreie ÖPNV-Nutzung.

Termin: 
Der Beratungstermin findet 
in barrierefreien Büroräu-
men des BBVs (Jägerstraße 
63D, 10117 Berlin) statt und 
kann von jedem Berliner (un-
abhängig einer Vereinsmit-
gliedschaft) kostenfrei ge- 
nutzt werden. Zwecks ei-
nes Beratungstermins 
setzen Sie sich bitte mit 
uns per Email in Kontakt:  
vorsitzender@bbv-ev.de.

BBV-Selbst-
hilfegruppe 
„Rad ab!“

Schaut man im Internet 
nach Selbsthilfegruppen 
für junge körperbehinderte 
Menschen, findet man nicht 
wirklich viel. Das möchte die 
junge gegründete Selbsthil-
fegruppe des BBVs mit dem 
Namen „Rad ab!“ ändern. 
Das Besondere an der Grup-
pe ist, dass die Teilnehmer 
selbst entscheiden, was 
diese Gruppe für Aktivitä-
ten unternimmt. Die Grün-
der der Gruppe, Linus (19),  

Dominik (24) und Jasper (24)  
sind offen für Ideen und 
Aktivitäten der Teilnehmer. 
Es ist auch egal, welche Art 
von Einschränkungen je-
mand hat.

Termin: 
Das nächste Treffen ist 
am 29. Mai von 16 biss 
18 Uhr geplant. Aufgrund 
des Corona-Virus wird das 
nächste „Rad ab!“-Treffen 
per Videokonferenz veran-
staltet. Infos dazu gibt es 
per Mail oder auf der „Rad 
ab!“-Facebookseite. Inter-
essierte, die Informationen 
über die Rad ab!-Gruppe  
erhalten möchten oder mit 
der Gruppe kommunizieren 
wollen, können dies über 
Facebook machen. Auf der 
„Rad ab!“-Facebookseite fin-
den sich alle geplanten Ak-
tivitäten der Gruppe.
Die Adresse lautet: www.
facebook.com/jungeselbst-
hilfeberlin. Alternativ ist 
eine Mail an rad-ab@gmx.
net möglich.

1

2

3

4

Der BBV online!Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung EUTB® www.bbv-ev.de

Die Webseite informiert 
über alle aktuellen Themen, 
Informationen, Veranstal-
tungen und Gruppen des 
Berliner Behindertenver-
bands.
Es kann auch ein Mitglieds-
antrag ganz einfach online 
abgeschickt werden.

www.berliner-
behindertenzeitung.de
Auf der Webseite gibt es die  
aktuellen Artikel aus der 

Printausgabe zu verschie-
den Themen zum Nachle-
sen. lEin BBZ-Aboantrag ab 
15 Euro pro Jahr kann auch 
abgeschlossen werden.

www.bbz-
branchenbuch.de
Das internetbasierte 
Branchenbuch bietet einen 
schnellen und einfachen 
Überblick über spezielle 
Branchen, wie zum Beispiel 
für Rollstühle, Liftanlagen, 
barrierefreie Ferienhäuser, 

Hotelzimmer und vieles 
mehr.

www.protesttag-
behinderte.de
Die offizielle Webseite des 
„Europäischen Protesttags 
zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinde-
rung“. Hier gibt es Informa-
tionen zu der Demoroute 
und den zahlreichen Ver-
bänden, die zur Demo und 
Kundgebung  aufrufen.

Unser telefonisches Be-
ratungsangebot wird seit 
dem 1.5.2020 aufgrund 
der Sars Covid 19–Ein-
schränkungen ausge-
weitet. Sie erreichen uns 
montags bis freitags je-
weils von 11:00 – 16:00 
Uhr unter folgender Tele-
fonnummer: 030 - 204 38 
48.

Wegen dem Corona-Virus 
können derzeit nur im Not-
fall persönliche Beratungen 
in der Geschäftsstelle erfol-
gen. Dennoch sind wir für 
Sie da. Schreiben Sie uns 

einfach eine Email an teil-
habeberatung@bbv-ev.de 
oder rufen Sie unter der ne-
benstehenden Telefonnum-
mer zu den veröffentlichen 
Uhrzeiten an.

Anmeldung:
Eine Anmeldung ist 
unbedingt erforderlich. 
Sie können uns am besten 
per Email erreichen: info@
bbv-ev.de

Beratungsort: 
Treffpunkt der persönli-
chen Beratungen ist grund-
sätzlich die Geschäftsstelle 
des Berliner Behinderten-
verbands e.V. (Jägerstraße 
63 D, 10117 Berlin-Mitte, 
barrierefreier Zugang und 
Toilette).
Wegen der Corona-Be-
schränkungen derzeit aber 
nur im Notfall zugänglich.
 
Skype-Beratung: 
Sie möchten sich mittels 
eines Skype-Gesprächs 
gerne beraten lassen? Auch 
diesen Service bieten wir 
an. Um einen Skype-Termin 
zu vereinbaren, rufen Sie 
uns montags zwischen 13 
und 16 Uhr unter folgen-
der Telefonnummer an: 
030 / 2 04 38 47  

Beratung

Im Rahmen des Projekts 
„Fit in Medien“ könnt ihr 
(politischen) Forderung 
umsetzen und diese an 
die Öffentlichkeit bringen. 
Da wir jedoch wegen dem 
Corona-Virus uns nicht  
mehr treffen können, 
halten wir Skype-Gesprä-

che ab. In diesen Gesprä-
chen könnt ihr eure Ideen 
vorstellen und euch durch 
FiM-Mitarbeiter beraten 
lassen, welches Medium 
für die Umsetzung eurer 
Vorschläge am besten ge-
eignet ist. Im Anschluss 
werdet ihr an sogenannten 

Durchführungstagen eure 
Ideen unter Anleitung der 
FiM-Mitarbeiter medial auf-
bereiten. 
Ihr könnt die Umsetzung al-
lerdings auch komplett den 
FiM-Mitarbeitern überlas-
sen. Dies ist eure Entschei-
dung. 

Wer an einem Skype-Ge-
spräch teilnehmen möchte, 
kann sich unter folgender 
Emailadresse anmelden 
(unbedingt erforderlich): 
vorsitzender@bbv-ev.de. 
Bitte teilt uns mit, wenn ihr 
einen Assistenzbedarf habt.
Wenn ihr mehr über das 

FiM-Projekt erfahren wollt, 
könnt ihr euch auch das 
Erklär-Video anschauen. 
Dieses findet ihr auf dem 
Youtube-Kanal vom Berliner 
Behindertenverband e.V. 

FiM - Fit in Medien
Setzt eure politischen Forderungen medial um a d v e r t o r i a l 	
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Sehr geehrter Herr Bundes-
tagspräsident Dr. Schäuble,
sehr geehrte Mitglieder des 
Petitionsausschusses,

vor dem Hintergrund ei-
ner möglichen Verknappung 
intensivmedizinischer Res-
sourcen infolge der momen-
tanen COVID19-Pandemie 
veröffentlichte die Deutsche 
Gesellschaft für Intensiv- und 
Notfallmedizin e. V. (Divi) feder-
führend für weitere med. Fach-
verbände am 25.03.2020 die 
hier beigefügten „Ethik-Emp-
fehlungen“, mit denen dem 
Klinikpersonal Handreichun-
gen zur Auswahl „weiterhin 
behandlungswürdiger“ Pati-
enten (m/w/d) vermittelt wer-
den sollen. Ärzte (m/w/d) so-
wie Pflegende erhalten somit 
entgegen allen Grundsätzen 
unserer Verfassung (vgl. eben-
falls beiliegende juristische 
Würdigung) eine Anleitung, 
Leben gegen Leben aufzu-
rechnen - dies noch dazu auf 
Basis fachlich kaum haltbarer, 
teils äußerst subjektiver Krite-
rien. Schon deshalb sind die 
Empfehlungen der Divi als 
rechtswidrig und damit nichtig 
einzustufen.

Zwar ist nachvollziehbar, 
dass die Krankehausbeschäf-
tigten - insbesondere nach 
entsprechenden Medienbe-
richten etwa aus Italien - den 
Wunsch nach klaren Kriteri-
en für den Fall einer auch im 
deutschen Gesundheitswesen 
notwendig werdenden Triage 
äußern, auch sich um in einer 
solchen Situation nicht der Ge-
fahr einer Strafverfolgung aus-
zusetzen, doch dürfen dabei 
diskriminierende Merkmale 
der Patienten wie

•	 Lebensalter,
•	 Behinderung bzw, Ge-

brechlichkeit,
•	 neuromuskuläre oder 

pneumologische Vorer-
krankungen,

•	 verbleibende statistische 
Lebenserwartung oder

•	 prognostizierte Lebens-
qualität nach Corona-Be-
handluung

unter keinen Umständen eine 
ausschlaggebende Rolle spie-
len. Leider jedoch werden 
genau diese Kriterien in den 
- zumal ohne Beteiligung der 
Patienten- bzw. Behinderten-
selbsthilfe erarbeiteten - Di-
vi-Empfehlungen explizit als 
Entscheidungsgrundlagen ge-
nannt. Das vorliegende Papier 
der Fachgesellschaften muss 
daher nicht nur als nicht sach-

gerecht, sondern auch als An-
griff auf die Menschenwürde 
Betroffener abzulehnen.

Es ist eines sozialen und 
demokratischen Rechtsstaa-
tes wie der Bundesrepublik 
Deutschland mehr als un-
würdig, derart weitreichende 
Fragen nur von privaten Ver-
einigungen wie den medizi-
nischen Fachgesellschaften 
ohne jedwede parlamentari-
sche Legitimation im kleinen 
Kreis erörtern und entscheiden 
zu lassen. Stattdessen bedarf 
es hierüber einer breiten ge-
sellschaftlichen Debatte sowie 
eines entsprechenden Ge-

setzgebungsverfahrens. Dver 
Deutsche Bundestag wird da-
her dringend gebeten, a.) die 
beiliegenden „Ethik-Empfeh-
lungen“ der Fachgesellschaf-
ten für ungültig zu erklären 
sowie b.) ein diese ersetzen-
des Gesetzgebungsverfahren 
unter primär maßgeblicher 
Beteiligung der Patienten- 
und Behindertenverbände 
einzuleiten. Für den Fall einer 
durch extreme Verknappung 
medizinischer Ressourcen 
notwendig werdenden Triage 
sollten einem solchen Gesetz 

1.	 	der Zeitpunkt der Einliefe-
rung des Patienten,

2.	 der akut objektive Ge-
sundheitszustand sowie

3.	 eine ggf. vorhandene 
Patientenverfügung

in dieser Reihung als al-
leinige und verbindliche 
Kriterien für Auswahl der 
weiterhin zu behandelnden Pa-
tienten verankert werden. Diese  
Maßstäbe zeichnen sich ne-
ben dem Maximum an Ge-
rechtigkeit auch und gerade 
durch ihre gute Dokumentier-
barkeit für den Fall etwaiger  
Strafanträge durch Angehö-

rige aus.  Ein derartiges „Tria-
ge-Gesetz“ hätte weiterhin 
den Vorzug, unabhängig von  
der gegenwärtigen Pandemie 
auch bei zukünftigen medi-
zinischen Großlagen (etwa 
Naturkatastrophen, Terroran-
schlägen etc.) unverändert  
Anwendung finden zu kön-
nen. Ich darf Sie daher bitten, 
meinem hier vorgetragenen 
Anliegen zeitnah zu entspre-
chen.

Für Ihre Bemühungen dan-
ke ich Ihnen vorab.

Mit freundlichen Grüßen
Arnd Hellinger

Brief des BBV-Vorstandsmitglieds Arnd Hellinger 
an den Bundestagspräsidenten

Verantwortung in der Corona Krise

Corona und Triage

Kommentar

Servicebetrieb  für 
Körperbehinderte

Reha-Technik für Behinderte 
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Die 154. Sitzung des Deutschen Bundestages findet auf Grundlage der Corona-Krise mit zahlreichen Veränderungen statt. Dazu gehört vorwiegend: „Abstand zueinander halten. 
Deswegen sitzen neben dem Bundestagspräsidenten Dr. Wolfgang Schäuble (im Bild), keine Schriftführer/innen direkt neben ihm.

Christina Fuchs (Bildmitte) ist im Vorstand des Vereins Sozialdenker 
e.V. Hier während der Politik-Talkshow „Du hast das Wort“.

„Eine tragische und traurige 
Nachricht“, nennt Matthias 
Rösch Behindertenbeauftrag-
ter des Landes Rheinland-Pfalz, 
Ereignisse in einer Einrichtung 
der Caritas in Koblenz. Ein 
Mensch ist in einer Einrichtung 
an der Infektion durch das 
Corona Virus verstorben, zahl-
reiche Beschäftigte und Men-

schen mit Behinderung wer-
den isoliert. Zeitungen und der 
SWR berichteten darüber. Kam 
die 3. Corona Bekämpfungs-
verordnung Rheinland-Pfalz 
vom 23.03.2020 zu spät? 

Kennt man hier keine Pan-
demie-Pläne? Das Sozial- und 
Gesundheitsministerium in 
Rheinland-Pfalz hat in einem 
Schreiben vom 16.03.2020 zu 
Empfehlungen im Zusammen-

hang mit Infektionen durch 
den Corona Virus festgestellt: 
„Eine vollständige Schließung 
der Werkstätten halten wir 
momentan noch nicht für ver-
hältnismäßig. Wir halten es für 
zielführend, wenn unter Be-
achtung der nachfolgenden 
Ausführungen Lieferketten 
und - verpflichtungen so weit 
wie möglich aufrecht erhalten 
bleiben“.

Am 23.03.2020 nun eine 
gegenteilige Anordnung, die 
Werkstätten in Rheinland-Pfalz 
werden bis zum 19.04.2020 
geschlossen. Ist der Schutzwall 
und die Separation von Risiko-
gruppen verantwortungsvoll 
oder welche Verantwortung 
übernimmt der Staat für Risi-
kogruppen? 

Sollen wir traurige Ereig-
nisse und unvermeidbare 

Nachrichten aus Einrichtun-
gen hinnehmen?  Engpässe 
in der Versorgung, Mangel 
an medizinischen Geräten, 
Einschränkungen im  Arbeits-
leben, Schließung von Kin-
dergärten, Bildungseinrich-
tungen usw. nehmen wir hin.  
Haben hier die  Behörden 

die Pandemie-Pläne verges-
sen? Dass Menschen mit Be-
hinderung in geschlossenen 
Einrichtungen in besonderer  
Weise gefährdet sind, wird 
augenblicklich sichtbar. 
Verantwortung verlangt:  
Für alle Verantwortung über-
nehmen!
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Von Christina Fuchs
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Diesen alten Stones-Song 
krächzt er, begleitet auf der 
Gitarre von seinem Assis-
tenten, und der Kontrast 
kann kaum größer sein. Da 
sitzt ein schmächtiger Mann 
im Rollstuhl, kahles Haupt, 
brauner Spitzbart, unfähig, 
weite Teile seines Körpers 
zu bewegen, mit Atemmas-
ke, kein Fetisch, wie er zu-
vor betont, ein halbes Jahr-
hundert alt, der doch alles 
konnte - außer singen. Und 
das Publikum hängt an sei-
nen Lippen. Das ist Matthias 
Vernaldi. Ein starker Geist in 
einem starken Körper.

Er ist Theologe, den seine 
Landeskirche nicht ordinieren 
will, und er predigt. ER tin-
gelt kurz nach der Wende als 
Wahrsager mit Glaskugel über 
Feste und Mittelaltermärkte 
und spielt mit Klischees über 
Gaukler und Krüppel. Er läßt 
uns wissen, wie die Pflege-
versicherung ihm sein Früh-
stück versaut, nur um dann 
gemeinsam mit anderen ein 
eigenes Abrechnungsmodell 
für persönliche Assistenz zu 
verhandeln, den noch heute 
wirksamen LK 32. Er gründet 
Sexibilities, berät, klärt auf, fei-
ert, läßt im SO 36 strippen, und 
löst eine Art sexuelle Befreiung 
von Heiminsassen aus. Er steigt 
dem Finanzsenator buchstäb-
lich mit einem Kran aufs Dach 
und erstreitet so Tariflöhne für 
Assistenten

 Er rollt in den Puff und 
plötzlich hat der einen Whirl-

pool mit Hebekran für behin-
derte Gäste. Er zieht Gremien, 
Podien und Hörsäle durch 
geistreiche, spitze fast immer 
humorvoller Gesellschaftskritik 
in seinen Bann. Er stemmt und 
rockt mit Anderen die Pride-Pa-
rade. Er gebärt ein Mondkalb, 
das Presseorgan des organi-
sierten Gebrechens und wird 
zum multimedialen Talent, der 
schreibt und Radio macht. Er 
lädt Freunde und Mitstreiter zu 
wahren Festgelagen in sein (!) 

Heim. Das ist Matthias Vernaldi. 
Ein behinderter, verrückter Ge-
nießer und solidarischer Frei-
heitskämpfer.

Ich lerne Matthias Mitte der 
90ziger Jahre als junger Stu-
dent kennen. Er liest aus sei-
nem Roman DEZEMBERFAHRT. 
In diesem Buch verarbeitet er 
sein durch Anstalten und der 
Stasi gepeinigtes Leben in der 
DDR. Sie missbrauchen ihn als 
medizinisches Versuchsob-
jekt und die Stasi führt ihn als 

Operativen Vorgang PARASIT.  
Es ist ein Leben voller Brüche, 
das ihn aber niemals brechen 
kann. Und wie später im verei-
nigten (West)Berlin befreit er 
sich auch damals von Zwän-
gen und gründet mit ande-
ren, aus dem sozialistischen 
Kollektiv Ausgestoßenen, 
darunter seiner auch schon 
verstorbenen Schwester im 
thüringischen Hartroda eine 
sehr unkonventionelle Land-
kommune.

Während gegen Ende der 
70ziger in der Bundesrepu-
blik über persönliche Assis-
tenz in Ansätzen diskutiert  
wird, ist sie realexistieren-
de Praxis auf einem alten 
Pfarrhof im Altenburger 
Land. Er schmuggelt in sei-
nem Rollstuhl Westliteratur 
von hüben nach drüben.  
Die ehemalige DDR-Bürger-
rechtlerin Freya Klier, eine gute 
Freundin, die erste Artikel über 
ihn in der Taz veröffentlicht, 

rühmt ihn im vergangenen 
Herbst in ihrer Festrede zum 
dreißigsten Jahrestag des 
neunten Oktobers in Leipzig 
und nennt ihn, anerkennend, 
einen Dissidenten. Das ist 
Matthias Vernaldi. Ein sehr 
mutiger Systemsprenger und 
Grenzgänger.

Dies alles ist Matthias 
Vernaldi. Ein kluger, humor-
voller, lebenslustiger, geiler, 
charmanter, sinnenfreudiger, 
gerecht igkeitswahrender, 
kampfesmutiger sechzig-
jähriger Christ. You allways  
can´t get what you want. Mat-
thias Vernaldi strafft sie alle 
lügen. Er verstarb am 9. März 
2020 - in seinen eigen vier 
Wänden!

YOU CAN´T ALLWAYS GET WHAT YOU WANT

Ein (etwas anderer) Nachruf

Du hast das Wort ist ein Projekt von inclusio medien e. V. in Zusammenarbeit mit dem Berliner Behindertenverband e. V.

Die inklusive Polit-Talkshow von Inclusio TV

Nächster Sendetermin: 
15. Mai 2020 um 19:00 Uhr auf Alex Berlin

Thema:
Thema: 70 Jahre Paritätischer Wohlfahrtsverband 
- Landesverband Berlin.

Studiogäste: 
Prof. Barbara John (Vorstandsvorsitzende) und 
Dr. Gabrielle Schlimper (Geschäftsführerin).

Sendung verpasst? Vergangene Sendung können auf Youtube oder 
unter Inclusio.tv angeschaut werden.

an z e i g e

Von Dr. Martin Theben
You can´t 

allways get 
what you

want But if 
you try 

sometime
You´ll find

You get what 
you need

The Rolling Stones, 
1969

Matthias Vernaldi (Bildmitte) auf der Pride Parade 2015.

©
 A

nd
re

a 
Li

ns
s



Mai 2020 15Zeitgeschehen

Internet:
www.berliner-
behindertenzeitung.de
E-Mail:
info@berliner-
behindertenzeitung.de
Berliner Behindertenverband: 
www.bbv-ev.de
Berliner Behindertenzeitung: 
www.berliner-
behindertenzeitung.de
Branchenbuch:
www.bbz-branchenbuch.de

I M P R E S S U M
Berliner Behinderten Zeitung

BBZ

Herausgeber:
Berliner 

Behindertenverband e. V.

Anschrift der Redaktion:
Berliner Behindertenzeitung 
Jägerstraße 63D, 10117 Berlin
Tel.: 030 / 2 04 38 47
Fax: 030 / 2 04 50 067
info@berliner-
behindertenzeitung.de

Chefredakteur (V.i.S.d.P.):
Dominik Peter
redaktion@berliner-
behindertenzeitung.de

Mitarbeiter der Ausgabe:
Anja Breuer, Antje Szardning, 
Christina Fuchs, Gerd Miedt-
hank, Lutz Kaulfuß (BBZ/LK), 
Sven Przibilla, Martin Schultz, 
Dr. Martin Theben und Dominik 
Peter

Satz und Layout:
Jasper Dombrowski
grafik@berliner-
behindertenzeitung.de

Lektorat:
Lutz Kaulfuß

Abonnentenanfragen:
abo@berliner-
behindertenzeitung.de 
Tel. 030 / 204 38 47

Anzeigenaufträge:
anzeigen@berliner-
behindertenzeitung.de
0157 / 58 18 45 23

Druck: 
v. Stern‘sche Druckerei GmbH 
& Co KG
www.vonsternschedruckerei.de

Die Ausgabe Juni 2020
erscheint am: 	 29.05.2020
Redaktionsschluss: 	 15.05.2020
Anzeigenschluss:	 15.05.2020
Versand:		  27./28.05.20

Die Berliner Behinderten- 
zeitung erscheint 10 Mal im 
Jahr. Der Jahresabopreis beträgt 
15,00 Euro. Für Mitglieder des 
BBV ist der Bezug im Mitglieds-
beitrag enthalten.

IBAN: 
DE47 1009 0000 7083 7050 05 
BIC: BEVODEBB 
Berliner Volksbank eG

Für unverlangt eingesandte Ma-
nuskripte, Zeichnungen und Fotos 
wird keine Haftung übernommen. 

Die Redaktion behält sich das 
Recht vor, Artikel zu kürzen.
Namentlich gekennzeichnete 
Artikel geben nicht unbedingt die 
Meinung der Redaktion wieder.
Diese Zeitschrift und alle in ihr 
enthaltenen Beiträge sind urhe-
berrechtlich geschützt. Nachdruck 
- auch auszugsweise - nur mit 
schriftlicher Genehmigung.

Auflage dieser Ausgabe: 10.000

Internetadressen

Trotz Corona-Pandemie tut 
sich was. Organisationsver-
eine schalten den Internet-
auftritt zum Berliner Behin-
dertenparlament frei.

Eigentlich war geplant 
gewesen, den Internetauf-
tritt zum Berliner Behinder-
tenparlament während der 
Abschlußkundgebung des 
Europäischen Protesttags zur 
Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung live freizu-
schalten. Doch schweren Her-
zens musste die Veranstaltung 
abgesagt werden. Doch der 5. 
Mai sollte nicht einfach spurlos 
übergangen werden. Weshalb 
sich einige Organisationsver-
eine eine ansteckungsfreie 
Variante einfallen liessen. 
Am 5. Mai werden Christi-
an Specht (Lebenshilfe und 
Initiator des Berliner Behin-
dertenparlaments), Gerlinde 
Bendzuck (Landesvereinigung 
Selbsthilfe) und Dominik Peter  
(Berliner Behindertenverband) 
vor dem Berliner Abgeord-
netenhaus live den Interne-
tauftritt freischalten: www.
behindertenparlament.berlin. 
Als Ort wurde speziell das Ab-
geordnetenhaus ausgewählt, 
weil in dem Gebäude das Be-

hindertenparlament eigent-
lich am 18. Juni tagen sollte.

Wer live bei der Freischal-
tung des Internetauftritts da-
bei sein will, kann dies am 5. 
Mai, 12 Uhr, live auf twitter.
com/BBParlament, bzw. direkt 
auf @BBParlament - wer die 
App schon hat. Alternativ auch 
auf Instagram unter berliner_
behindertenparlament.

Bei der Planung des Behin-
dertenparlaments hatte man 
sich mit dem Präsidium des 
Abgeordnetenhauses auf den 
18. Juni und alternativ auf ei-
nen Tag im Oktober verabre-
det. Ob das Behindertenparla-
ment überhaupt im Oktober 
tagen werden kann und un-
ter welchen Bedingungen, ist 
heute noch nicht absehbar. 
Den Organisatoren liegt eine 
anständige Durchführung am 
Herzen, weshalb es auch sein 
kann, dass das 1. Berliner Be-
hindertenparlament auch erst 
im kommenden Jahr stattfin-
den kann.

Eins, Zwei, Drei…
�Freigeschaltet

Behindertenparlament

Alles anders mit Corona – 
oder doch nicht? Am 18. Juni 
2020 wollten wir eigentlich 
ab 11 Uhr im Berliner Ab-
geordnetenhaus beim 1. 
Berliner Behindertenparla-
ment debattieren. Für mehr 
Inklusion in Berlin  und zu 
Themen wie Mobilität, Bil-
dung, Arbeit, Gesundheit 
und Pflege sowie Wohnen. 
Conora stoppte vorerst 
die vorbereitenden 
Fokusgruppen zu 
den Themenberei-
chen. Aber wir 
arbeiten weiter. 

Nun wer-
den wir am 
18. Juni 2020 
online disku-
tieren. Dabei 
sein werden 
unter ande-
rem Chris-
tian Specht, 
Mitglieder des 
Organisations-
teams des Berliner 
Behindertenparla-
ments, Mitgliedern 
des Abgeordnetenhau-
ses und weiteren Politikern 
und Gästen. Dafür benötigen 
wir Euren Input: Was bewegt 

Euch zu den oben genannten 
Themen? Wie verändert sich 
Eure Situation „mit Corona“, 
werden neue Themen wich-
tig? Welche Forderungen und 
Wünsche habt Ihr an die Po-
litik? Welche Fragen habt Ihr 
an die Politik? Jede und Jeder 
kann mitmachen!

Schickt Eure Beiträge und 
Fragen bis zum 15. Juni 2020 an:  
info@behindertenparlament.
berlin, Betreff: Behindertenpar-
lament. oder postet uns diese 
auf Twitter und Instagram.

Mit der Einsendung er-
klärt Ihr Euch mit einer Ver-
öffentlichung einverstanden. 
Bitte gebt an, wenn Euer 

Name nicht genannt wer-
den soll.

Berliner Behinderten-
parlament 2020

Beteiligung erwünscht

Die Arbeitsgemeinschaft „Selbst Aktiv“ ist ein Angebot für 
Menschen mit Behinderungen, die sich über die SPD politisch 
einmischen möchten. 

Unser Ziel ist es, die Partizipation von Menschen mit Behin-
derungen als Expertinnen und Experten in eigener Sache auf 
allen Ebenen der Politik zu verbessern und die Entscheidungen 
auf Bundes-, aber vor allem auf Landesebene kritisch und 
konstruktiv zu begleiten. 

 

 

 

Die Arbeitsgemeinschaft steht allen offen, die sich an der 
Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft beteiligen wollen. 
 

www.spd.berlin/selbstaktiv 
E-Mail: zielgruppen.berlin@spd.de 

Telefon: 030/46 92 222

MACH MIT!
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Von Lutz Kaulfuß Von Gerlinde Bendzuck

Berliner Behindertenparlament

Hier geht es direkt zum Twitterkanal (wer die App schon hat): @BB-
Parlament.

Und hier geht es zum  Instagramkanal des Berliner Behindertenpar- 
laments (wer die App schon hat): berliner_behindertenparlament.
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Der CORONA-Virus hat nicht 
nur Berlin lahm gelegt, son-
dern auch den Berlin-Fla-
neur. Doch das ist für mich 
kein Grund den Kopf hän-
gen zu lassen. Ich flaniere 
weiter in meiner Wohnung.

Also, wie wäre es mit einen 
Spaziergang durch Berlin ohne 
die Wohnung zu verlassen 
in die Zeit als die Stadt noch 
nicht durch den Krieg zerstört 
wurde. Eine Seite kann ich Ih-
nen da sehr empfehlen, dafür 
reisen wir virtuell nach Wien. 
Dort gibt es AKON. Das ist eine 
digitale Sammlung alter Post-
karten aus der ganzen Welt. 
Dort können Sie rund 3.000 
alte Ansichtskarten vom Berlin 
entdecken. Aber ich warne sie 
gleich, wenn sie dort erstmal 
so richtig im Flow sind (An-
merkung der Redaktion: im 
Fluss sind), dann vergessen Sie 
die Zeit. Man möchte immer 
mehr sehen. Wenn ich meine 
Artikel schreibe, versuche ich 
immer Geschichten zu finden, 
die nicht so bekannt sind oder 
selten erzählt werden. Dafür 
nutze ich unter anderem mei-
ne relativ große Bibliothek von 
Berlin-Büchern. Dort finden 
sich auch einige Werke eines 
Herren, der einst als versier-
ter Berlin-Kenner galt. Er war 
Berliner vom Scheitel bis zur 
Sohle.

Er hieß Kurt Pomplun und 
wurde überall nur „Kutte“ ge-
nannt. Der Mann war so po-

pulär, dass er eine eigene Sen-
dereihe im damaligen „RIAS 
Berlin“ hatte. Dort spazierte er 
zusammen mit einem Repor-
ter durch Berlin und erzählte 
jede Menge Geschichten über 
die Gegend, in der sie sich ge-
rade befanden. 

Und das im Besten Berline-
risch von „Kutters-Seite“ aus. 
Und das Schöne ist, man kann 
sich heute, dank des Internets, 
alle Folgen dieser Sendereihe 
anhören, in einer relativen gu-
ten Qualität. Das ist „Dampfra-
dio-Nostalgie“ pur. Insgesamt 
48 Stunden Radio pur. Dazu 

gehen Sie auf die Internetsei-
te von „rias1.de“. Dort klicken 
sie auf RIAS BERLIN, links in der 
Menüleiste und suchen auf der 
Hauptseite nach der Senderei-
he „KUTTE KENNT SICH AUS“. 
Klicken sie auf den Eintrag und 
sofort kommen Sie zu den 127 
Folgen der Sendereihe. Ich 
verspreche ihnen, sie werden 
Dinge über Berlin erfahren, die 
heute teilweise schon wieder 
vergessen oder vergangen 
sind.

Auch auf YouTube wird man 
als „Berliner Wohnungsflaneur“ 
fündig. Dort gibt jede Menge 

Dokumentationen und private 
Film rum um Berlin. Hier habe 
ich vor kurzer Zeit einen ganz 
besonderen Film gefunden. Es 
war, Sie werden es nicht glau-
ben, ein Film von der Stasi, 
also im DDR-Deutsch, das Mi-
nisterium für Staatssicherheit. 
Der Film ist 90 Minuten lang 
und wurde 1976 hergestellt. 
Es ist ein Schulungsfilm für die 
„Kundschafter des Friedens“, 
damit sie „West-Berlin“ ken-
nenlernten. Die Bildqualität ist 
zwar nicht immer die Beste, 
aber er ist in Farbe. Dieser MfS-
Film ist so gut wie frei von Pro-
paganda. Der etwas einschlä-
fernde „Stadtführer“ nennt 
eigentlich nur die Namen der 
Gebäude oder der Gegend die 
gerade gezeigt wird. Ich habe 
den Link zu diesem Film an 
Bekannte gesendet, die „alte 
Westberliner“ sind. Für sie war 
es eine amüsante Reise in die 
Vergangenheit.

Es gibt noch so viel Sa-
chen, nicht nur im Internet, 
zu finden. Sollten sie keine 
Lust haben durchs Internet zu 
surfen, dann suchen Sie doch 
mal Ihre alten Fotoalben he-
raus, die irgendwo ganz hin-
ten im Schrank verstauben.
Sie werden in ihnen sicherlich 
Bilder finden, die Sie vor der 
einen oder anderen Berliner 
Sehenswürdigkeit zeigen. Na 
und vielleicht legen Sie sich 
dann ein INSTAGRAM- oder 
FACEBOOK-Konto an und 
teilen diese Bilder mit  

der Welt. Sie werden erstaunt 
sein, wie viele Leute sich da-
für interessieren und welche 
Reaktionen sie auf ihre Bilder 
bekommen. (Es müssen ja 
nicht gerade die Bilder mit 
ihren schlimmsten Modesün-
den sein.) Sie sehen, man kann 
auch durch Berlin flanieren, 
ohne die Wohnung zu verlas-
sen.

Ich wünsche Ihnen jeden-
falls viel Spaß bei Ihrem „Wohn-
zimmerspaziergang“ durch 
Berlin. Also, halten sie Abstand 
und bleiben sie zu Hause. Der 
Virus kann uns mal.

„Wohnzimmer-Spaziergang“ durch Berlin

Hubbes normaler 
Alltagswahnsinn

Zur Illustration:
Herzlichen Dank an Angelo Favia, der für diesen Beitrag die 
Illustration geschaffen hat. Wenn Sie mehr von dem Zeich-
ner und Karikaturisten sehen möchten, dann gehen Sie auf 
INSTAGRAM Hashtag: #faviagram.

Die Links:
Hier nun alle Adresse der im der Folge erwähnten Internet-
seiten. Diese sind finden Sie auch als Direkt-Verlinkung auf 
der Internetseite des Berlin Flaneurs: 
www.derberlinflaneur.de

AKON - Ansichtskarten Online bei der Österreichischen 
Nationalbibliothek ca. 3000 Historische Postkarten von Berlin
akon.onb.ac.at 

„Kutte kennt sich aus“ auf rias1.de
Sendereihe von RIAS Berlin von 1971 - 1977 / 127 Folgen
rias1.de/sound/rias_/kutte/kutte.html

MfS Schulungsfilm Kamerafahrt mit einem PKW durch 
West Berlin 1976 
YouTube - Kanal: DDR-Archiv / ca. 90 min  
youtu.be/10ZFx7RrnLQ

Der Berlin Flaneur im Internet: 
www.derberlinflaneur.de
Der Berlin Flaneur auf Instergram: #derberlinflaneur

Informationen
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Das Sozialunternehmen USE gGmbH bietet vielfältige berufliche Rehabilitationsmög-
lichkeiten für psychisch kranke und / oder behinderte Menschen in über 30 Berufsfeldern 
– von Handwerk & Medien über Dienstleistungen bis hin zu Gastronomie & Tourismus  - 
in Berlin und Brandenburg.

Der Integrationsfachdienst Mitte, die Unterstützte Beschäftigung, Arbeitsförder-  
und Beschäftigungsmaßnahmen, Umschulung und Ausbildung bis hin zur  
Einrichtung von Schwerbehindertenarbeitsplätzen bereichern dieses Angebot.

www.u-s-e.orgi Tel.: 030 / 49 77 84 - 0

Der Berlin Flaneur in Corona-Zeiten
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